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Todes- und Zuchthausurteile in Hauen
»Die Ostgrenze des Memelgebietes, die früheredeutsch-«

russische Grenze, stellt eine wirklicheGrenze ·zw·ischenzwei

verschiedenen Kulturen dar. Es ist eine richtige«Gr»enze
zwischen West und Ost, zwischen EuropavundAst-en;Dieser
Satz aus dem Bericht der Sonderkommission, die im Auf-
trage der Botschafterkonferenz im Jahre 1923 die Verhalt-
nisse im Memelland untersuchte, hat ich auch am 26. Marz
wieder als richtigerwiesen, als das riegsgericht in Kauen
das Urteil über ie 126 angeklagten Memeldeutschen füllte.
Es wurden verurteilt:

Ewald B o l l, Walter P r i e ß, Heinrich W a n n a g at
und Emil L e p a zum T o d e durch Erschießen; sie wurden
des ,,Feniemordes« an Jesuttis beschuldigt,

Johann und Ernst Wallat zu lebensläng-
lich ein Zuchthaus; die Anklage machte ihnen einen

«Anschlag auf das Leben« eines litauisch eingestellten
Memelläxeders zum Vorwurf,

Dr. N e u m a n n, der Führer der Sozialistischen Volks-

gemeinschaft, und B e r t u l e i t , der Kassenwart dieser
Partei, zu je 1 2 Jahren Zuchthaus,

neun Angeklagte, die ,,Kreisleiter« der vaog, zu je
I 0 Jahren Zuchthaus,

F r e i h e r r v o n S a ß, der Führer der Ehristlich-
Sozialistischen Arbeitsgemeinschaft, und vierzehn weitere An-

geklagte zu je 8 Jahre-n Zuchthaus,
siebzehn Angeklagte zu je 6 Jahren Zuchthaus,
ein Angeklagter zu 5 Jahren Zuchthaus,
neunzehn Angeklagte zu se 4 Jahren Zuchthaus,
drei Angeklagte zu je Zy- Jahren Zuchthaus,
vier Angeklagte zu se 15 Jahren Zuchthaus unter An-

rechnung der Untersuchungshaft,
sieben Angeklagte zu je 1 Jahr Zuchthaus unter An-

rechnung der Untersuchungshafh
zwei Angeklagte zu je lxs Jahren Zuchthaus, zugleich

mit Gesuch des Gerichts um Milde beim Staatspräsidenten
Und Bewährungsfrift auf fünf Jahre,

»

der Spitzel Molinnus zu IZ und der Ver-
rater Kubbutat zu ein em Jahr Zuchthaus, für beide
ietzt sichdas Gericht auf Antrag der Angeklagten um Ve-

gnadigung beim Staatspräsidenten ein,

fünfunddreißigAngeklagte wurden fr e i g espr o ch e n,
vier Angeklagte waren seinerzeit geflüchtet.

Neben den Vier Todesurteilen und zwei lebenslänglichen
Zuchthausukteilen hat das Kriegsgericht demnach auf
4 3 51--«-J O h l« e Z U ch t h a u s erkannt. Die Strafen ver-

schärfen sich noch dadur ganz erheblich, daß das Gericht
außer den Todes- und zreiheitsstrafen bei einem großen
Teil der Verurteilten ausEinziehung desgesamten
V e r m ö g e n s erkannt

·

hat. Außerdem haben die ver-

urteilten Angeklagten die Kosten des Prozesses
gemeinsam zu tragen. Das bedeutet,daß auch die,
deren Vermögen nicht eingezogen wird, ihren Besitz so gut
wie völlig verlieren.·

Das Kriegsgericht hat gesprochen. Es hat die Deutschen
emeint, aber es hat sein Urteil über Litauen ge-Pällt Deutschland hat diesen Staat dereinst ins Leben

gerufen. Deutschland hat ihn in der Folgezeit mehrfach vor
der Vernichtung gerettet. Bissumletzten Augenblicke hat
Deutschland erwartet, daß die ernunft und der Friedens-
willen doch noch den Sieg über den haß und die politische
Verantwortungslosisgkeit davontragen würden. Es hat sich
bis zum letzten Augenblicke darauf beschränkt,Litauen durch
w i rtsch aftlich e Maßnahmen vor einer Ueberspannung
des Bogens zu warnen. Seine Zurückhaltung und Müßi-
gung aber sind von den Litauern falsch ausgelegt worden.
Mit dem Bluturteil von Kauen wurden die Brücken, die noch
von Deutschland nach Litauen führten, zerbrochen. Die
Wege zu einer Verständigung sind jetztver-
schu t.tet. Es ist setzt die Pflicht der Signatarmächte,
fnr eine Aenderung des derzeitigen Zustandes im Memel-
lande zu sorgen, wenn anders der Frieden nicht in Gefahr
kommen «osll. Es ist notwendig, daß die litauischen
Rechte im Memelgebiet zugunsten einer Regelung ein-
geschränkt werden, die die persönliche und kulturelle Sicher-
heit der Memelbevölkerung garantiert.

Um die Bluturteile des Kauener Kriegsgerichtes in

ihrer brutalen hätte und ihrer politischen wie rechtlichen
Unhaltbarkeit ganz zu verstehen, ist es angebracht, noch
einmal an das zu erinnern, was während der letzten
Prozeßtage von den V erteidigern über die gegen die

jetzt Verurteilten erhobenen Vorwürfe festgestellt worden ist.
Am 12. März begannen im Kauener Memelprozeß d i e

Plädoyers der Verteidiger. Es muß voraus-

geschickt werden, daß die Verteidiger der 126 An eklagten
d u r ch w e g L i t a u e r sind. Sie sind über den » erdacht«
einer politischen Voreingenommenheit für Deutschland er-

haben. Sie haben an ihrer nationalen litauischen Gesinnung
auch in den Verteidigungsreden keinen Zweifel gelassen.
Um so bemerkenswerter aber ist die offene Art, in der sie
die juristischen Verstöße und die politischen Entgleisungen
der Anklagevertreter gebrandmarkt und sich für die deutschen
Memelländer eingesetzt haben.

Ueber die absurde Jdee, daß die beiden beschuldigten
deutschen Parteien die Absicht gehabt haben sollen, einen
bewaffneten Ausstand im Memelgebiet zu entfachen, führte
Prof. Stankevicius u. a· aus: Die wichtigste Veschuldigung
der Anklage sei, daß die beiden Parteien sich zu einem be-
waffneten Aufstand vorbereitet hätten. Wenn man auch nur
einen Augenblick diesen Gedanken zulasse, so müsse man fest-
stellen, daß der Zeitpunkt für einen bewaffneten Ausstand
der denkbar ungünstigste war. Mit überlegen-erJronie
fertigte Prof. Stankevicius die Gespensterfiircht der An-
klüger ab: Eine gewöhnliche Landkarte, die in einem Partei-
büro hing, hasbe man in einen «ftrategischenAufmarfch-
plan« umgedeutet. Waffen, die nach dem Urteil der Sach-
verständigen größtenteils keinen Wert mehr besitzen, habe
man als Beweis für ,,revolutionäre Absichten« gewertet.
Ein Pfarrer, der. keine militärischeErsagrungbesitzt, ein

Veterinärarzt,der fußleidendist, und ein ugendfiihrer, der
einen holzfuß hat, hatten die »Führer eines militärischen
Aufstands« sein sollen. Jungens, die in weißen, schwarzen
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oder grünen hemdem mit kurzen oder langen hosen herum-
liefen, habe man als ,,uniformierte Truppe« bezeichnet.
Wenn ein SA-Mann aus dem Reiche einigen Jungen mit

hilfe der Steine eines Brettspieles zeigte, wie man diese
oder jene Uebung ausführt, so werde das als »militärischer
Unterricht« hingestellt. Wenn die Jugend Spaziergänge
machte, so seien das für die Anklagevertreter gleich »mitt-
tärische Uebungen« gewesen. »Und »wenn diese Jugend
unglücklicherweise den Einfall gehabt hatte, eine Woche lang
im Walde in Zelten zu leben und dabei militärische Ordnung
zu halten, so würde man das gewiß als den Anfang eines

Aufstandes bezeichnen. In Polangen wäre das nur ein

Pfadfinderlager . . .«

Mit geradezu verbrecherischer Leichtfertig-
keit find die Verfasser der Anklagefchrift. zu Werke

gegangen. So hat es sich, wie die Verteidiger feststellten,
bei den Verhandlungen ergeben, daß eine ganze An-

zahl der auf der Anklagebank Sitzenden nur

irrtümlicherweise dorthin gelangt sind. Von
dem Angeklagten Markus sagte fein Verteidiger, daß
gegen ihn überhaupt nichts vorliege, und daß es deshalb
auch nicht möglich sei, etwas zu feiner Entlastung zu fagen.
Von dem Angeklagten-B l o f s e stellte sich's heraus, daß er
der Vorsitzende eines litauifchen Sportverbandes ge-·
wesen ist, und daß seine ganze »Schuld« darin besteht, an-«
einer Versammlung teilgenommenzu haben, deren Ein-

berufer nicht einmal unter Anklage gestellt worden ist.
Der Angeklagte S"ch i r r m a n n wurde während des ganzen
Prozesses weder von den Staatsanwälten, noch von der

Verteidigung auch nur mit einem Worte erwähnt. Der An-
eklagte Po d ufal sitzt seit Monaten wegen eines Ver-

kehensim Gefängnis; er wurde mit einem seiner beiden
Brüder, die an der herders ule in heydekrug Lehrer
waren, verwechseln Bei dem ngeklagten Konkol ergab
sich,"-daß alle die Dinge, mit denen die Anklageschrift ihn
belastete, sich gar nicht auf ihn, sondern auf einen anderen
Konkol bezogen, der in Ostpreußen wohnt und früher ab und
zu auf Besuch nach heydekrug kam. Der Lehrer Stran-

g u l i e s aus Pagulbinnen wurde mit einem Lehrer gleichen
Namens aus Uebermemel verwechselt. Der Direktor der
Landwirtschaftlichen Realschule in Pogegen, B e th k e, war

während der Zeit, in der er laut-Anklage eine rege Tätigkeit
für die Sozialistische Volksgemeinschaft entfaltet haben soll,
überhaupt nicht im Memelgebiet-, sondern studierte vin
Deuts-chland.«Der Angeklagte heim bs wurde mit-seinem
Bruder, der junge horst La k ischus mit einem Kurt

gleichen
Namens und- der- Landtagsabgeordnete Dom--

m a ch mit einem anderen gleichnamigen Memelländer ver-

wechselt. Wie der Geschäftsführer des Landtagsbüros,
Leo Böttcher·, zu sesinerAnklage gekommen ist, konnte,
wie Rechtsanwalt TornaU-darlegte, vom Gericht nicht fest-

gftellt
werden. hermann P eter eit wurde, als sein

erteidiger im Plädoyer auf ihn zu sprechen kam,,vom Vor-

sitzendenaufgefordert,· sich zuserheben, damit-das Gericht —

.rei Monate nach Prozeßsbeginnl — auch einmal die Freude
habe, diesen Angeklagten zu sehen; bis dahin hatte ves
nämlich noch keine Gelegenheit gehabt, von seiner Anwesen-
heit im Gerichstssaal Kenntnis zsu

, nehmen. D—erartige.Ve-i-
spiele, daß junge und ältere Memelländer zehn oder. elf
Monate lang in Untersuchungshaft gehalten und dann vor

Gericht gestellt wurden, obwohl sie überhaupt
gar nicht gemeint waren, gab es in diesem Pro-
zesse noch mehr-

Jn einer ganzen Reihe anderer Fälle waren junge
Leute wegen irgendwelcher belangloser Dinge, wegen Teil-
nahme an einer »Versammlung« oder einer Wanderung
an eklagt worden, während andere, deren Teilnahme an

die en selben. Veranstaltungen nicht unbekannt waren, nicht
nur nicht unter Anklage standen, sondern obendrein noch als
Zeugen vor Gericht geladen und vernommen wurden.

Besondersinteressant ist folgender Fall: Ein Aufruf· der

Sozialistischen Volksgemeinschaft war u. a. von einem
D w a r o n at und einem Dr. Sch l i m m unterschrie-ben;
der eine kam wegen dieser Unterschrift auf die Anklagebank,
der andere aber trat in derselben Sache vor Gericht als Sach-
verstandiger aufl

Daruber hinaus wurde von den Verteidigern gegen die

ganze unfqire und in wesentlichen Punkten
ungesetzliche Art der Prozeßführung Ein-
spruch erhoben. So führte der Rechtsanwalt En gleris
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u. a. aus: Die Anklage habe sich sehr ausführlich mit dem

Programm der NSDAP., mit der Lage der Schulen im

Memelgebiet, mit der Tätigkeit des Memeler Magistrates
und der memelländischen Kreditanstalten, mit der Presse des
Gebietes und dergleichen bsefaßt; a b e r alle d i e s e

Dinge hätten mit dem Prozeß ja gar nichts
zu tun. »Ich muß erklären, daß man gegen diese
A n k l a g e nach den russischen Senatsbeschlüssen,die ja auch
hier in Litauen gelten, Berufung einlegen
kann, weil sie die Wahrheitserbringung
e r f ch w e rt und es auch den Richtern erschwert, ihrer
Pflicht nachzukommen. Der Staatsanwalt hätte alles

Material, das mit der Frage eines bewaffneten Aufstandes
in keinem·Zusammenhang steht, an den Untersuchungs-
richter zurückweisenmussen.« Der Rechtsanwalt T o r n a u

charakterisierte den Prozeß u. a. mit folgenden Worten:
»Aus den Reden der Anklagevertreter hat man den Schluß
ziehen können, daß hier nicht dieser oder jener
Mensch, sondern der ganze hitlerismus
ang e kla gt ist, daß es sich hier nicht um einen Kriegs-
gerichtsprozeß, sondern um einen S ch a u p r o z e ß , w i e

sie in Rußland gemacht werden, handelt.«,«

Bezüglich einer gan en Reihe von Angeklagten wurde
von Jden Verteidigern festgestellt,daßfür die gegen sie er-

gobenenVeschuldiglungen d a s K ri e g s g e r ich t ü b e r -

aupt nicht zuständig ist-« Vor allem aber wurde

von ihnen betont; daß es nicht
«

zulässig sei, V e r g e h e n ,"
für die die Schuldigen bereits vom Kom-
mandanten des Memelgebietes bestraft
worden find, noch einmal zum Gegenstand
e i n e r A n k l a g e zu machen. »Man kanndoch von einem

Ochsen nicht zwei Felle ziehen«,hieß es in der Verteidigung
Brokophs, dem wegen eines ,,Vergehens« der Kommandant

bereits »seine volle Portion« zugeteilt hatte. Jn anderen
Fallen wieder wurden Dinge zum Gegenstand der kriegs-

erichtlichen Anklage gemacht, die von der litauischen PolizeiFeinerzeituntersucht, vom Kommandanten geprüft und als

allzu harmlos und nebensächlich nicht bestraft worden waren.

So kam der Verteidiger En gleris auf eine Wanderung
nach Vajohren zu sprechen, an der damals sechs memel-
ländische Jungensteilnahmen »Der Kommandant«, führte
Engleris aus, ,,hat diese Angelegenheit seinerzeit untersucht,
asber keinen der Teilnehmer be"straft.. Als dieser Prozeß aber
ins Rollen kam-da erinnerte man »sichdes Bajohrener Aus-
lugs. Und es ist sonderbar, wie die Zeugen darüberimmer
chlechtere und schlechtere Aussagen machtenund eine ein-»

fache Wanderung schließlichzueinem Manöver aufbauschten.
Man kann das nur als eine Art Psychose
e r k l ä r e n.«

Die Plädoners der Verteidiger nahmen mehrere Tage
in Anspruch. Sie gingen mit den Vertretern der Anklage
scharf ins Gericht. Alle kamen sie zu dem Ergebnis, daß es

völlig unmöglich ist, von der Vorbereitung
eines bewaffneten Aufstandes im Memelk
g e b i et e zu sp r e ch e n , daß, wie Rechtsanwalt Tornau

sagte, einzelne Episoden, die mit einem Aufstand nicht das

geringste zu tun haben, sinnlos und willkürlich aneinander-

gereihtworden find, und daß es absurd ist, an die Möglich-
keit eines Aufstandes überhaupt nur zu glauben. Keine
dier zu einem Ausstand notwendigen Voraussetzungen, hieß
es in. der Verteidigun srede des Rechtsanwalts Tornau,
war hier vorhanden: ein Führer, kein Plan, keine

militärischen Kräfte und kein e Waffen und schließlichauch
nichts, was man als Vorbereitung anssprechen könnte.

Und trotzdem wurde jetzt dieses Urteil gefällt. Mensch-en,
die ihre Richtbeteiligung an dem Falle Jesuttis einwandfrei
nach-weisen konnt-en, wer-den zum Tode ver-urteilt. Menschen,
idie niemals an einen bewafifneten Ausstand gedacht, sich im

Gegenteil für ein-e Befriedung des memelländi-sch-litauischen
Verhältnisses einige-setzthaben, werden mit den härtestepsticht-
hausstrafen belegt. Jhr Eintreten für die von den Signatar-
mächstengarantierte Autono-m«ie ist ihnen alsVerbrechienaus-

gelegt word-en· Das deutsche Volk hat in riesigenKundgebun-
gen inallenTeilen des Reiches gegen die Vluturteile des
Kownoer Kriegsgerichits Einspruch erhoben und seinen Abscheu
vor der politischen Minderwertigkeit der dort regierenden
Kreise zum Ausdruck gebracht. Litauen hat sich sein Urteil

gesprochen.



Die .-enolifthe Orientierung«
Am 7. Januar kamen Italien und Frankreich

dahin überein, »daß kein Staat durch einen einseitigen Akt

seine Verpflichtungen auf dem Gebiete der Vllstungen Ob-

ändern durfe«. Und am 3. Februar einigte sich Frankreich
in entsprechender Weise auch mit England dahin- »daß
rein Staat das Recht habe, sich von seinen Verpflichtungen
in einseitiger Weise zu lösen«. Man has In Rom, Paris Und

London also schon damals mit einem entscheidenden
deutschenSchritt in der Rüstungsfragegerechnet·.«Als dieser
Schritt dann aber am 16· Marz mit der Verkündungder
allgemeinen Wehrpflicht erfolgte, da zeigte es sich, daß·die

Erklärungen von London und Rom wohl eine theoretische
Uebereinstimmung in der Ablehnung eines ,,einseitigen
deutschen Vorgehens in der Rüstungsfragefestgestellt, aber

keine Einigung über die in einem solchen
Falle zu ergreifenden Maßnahmen herbei-
geführt hatten. Die Einheitsfront, die Frankreich erhofft
hatte, war im entscheidenden Augenblickenicht »da. Denn

En glan d machte nicht ohne weiteres mit. Fur P»ol en
war das von größter Bedeutung-«Es lag auch. sur die

ängstlicheren Gemüter in Polen kein Gr«und"vor,eine ,,Jso-
lierung an der Seite Deutschlands«zu furchten. » .

Natürlich schlugen die Kreise in Polen, die es sich
auch heute noch nicht abgewöhnt haben, ihre politischen
Meinungen aus Paris zu beziehen, Alarm. Es bleibe nur

ein Weg, schrieb der ..i(urjer PoznaiiskP um

19. März, die an der Erhaltung des gegenwärtigen Zu-
standes interessierten Mächte müßten sich miteinander ver-

bünden und ihre Waffenkräfte so stark entwickeln, »daß
Deutschland begreifen muß, daß alle

seineVersuche, den
territorialen status quo anzutasten, eine unabwendbare

Niederlage herbeiführen miissen«. Und Polen, meinte das

nationaldemokratische Blatt, müsse »natur emäß in der

ersten Reihe der Staaten schreiten, die die chassun eines

solchen Uebergewichtes gegen Deutschland anstreben«. Von

dieser Seite war keine andere Aeußerung zu erwarten.

Fiir sie scheint die polnische Politik nur darin zu bestehen-
Frankreich bei allem, was auch eintreten mag, nur immer
wieder einen neuen Beweis der Basallentreue zu geben·
Für den Nachfolger Zaleskis im Brühlschen Palais aber hat
eine solche Politik keinen Reiz. Oberst Beck sieht
feine Ausgabe darin, Polen, solange es sich
irgendermöglichen läßt, nach keiner Seite

zu binden, um dadurch aus allen Spannun-
en, die zwischen anderen Staaten bestehen.
sgürPolen umso größeren Nutzen zu ziehen.

«

Jn den polnischen Regierungskreisen
hat man die Nachricht von der Einführung
der allgemeinen Wehrpflicht in Deutsch-
land mitRuhezur Kenntnis genommen· Man

war, so versicherte man, darauf gefaßt, und man stellte
einigermaßen schadenfrohe Betrachtungen über die Politik
des-westlichenBerbiindeten an," der geglaubt hatte, eine ganz
logische und notwendige Entwicklung, die er selber durch
seine Fehler und Fiktionen begünstigt hatte, verhindern zu
können. »Wir wußtensehr gut, was hinter unserer West-
grenze vorging. Die Deutschen arbeiteten planmäßig, syste-

matisch und konsequent . . . Wir können jetzt wahrhaftig
mutig voran blicken, weil auch wir seit langem planmäßig,
systematisch und konsequent gearbeitet haben, um —- nach
Maßgabeder uns zur Versagung stehenden Mittel — den

polnischenStaat in jeder hinsicht für die neuen Verhältnisse
vorzubereiten-« (»Poiska Zbrojna««.)

iinverkennbar«spielt die haltung Englands für die

polnischeAußenpolitikeine bedeutsame Rolle. Auf der einen
Seite ist die Abneigung Polens, sich wieder ins Schlepptaii
der franzosischen Politik zu begeben und damit auf die schwer
errungene Selbständigkeit der eigenen Außenpolitik zu ver-

zichten, als·eine feststehende Tatsache zu werten. Auf der
anderen Seite aberoglaubt Polen auch heute noch, in einem

Zusammengehenmit Deutschland ein allzu großes Wagnis
sehen zu mussenz Da erscheint ihm eine O rien t i er u n g
an der»englischen haltung, die ebenso einen nütz-
lichen Ruckhalt gegen Paris zu bieten wie eine vorsichtige
Distanzierung von Deutschland zu gewährleisten verspricht,
als der geei nete Ausweg. Wenn man bedenkt,
daß die polnische ußenpolitik — trotz ihres unzweifelhasten
Selbständigkeitswillens

— von früher her noch«unter ge-
wissen alteingewurzelten Zwan svorstellungen leidet, dann
wird man verstehen, daß die dee der ,,englischen·Ori«en-
tierung«auf manche Warschauer Kreise eine nicht geringe
Anziehungskraft auszuüben vermag, obwohl sich wohl nie-
mand darüber im Zweifel sein kann, daß die Triebkräfte und
Interessen eines maritinien Weltreiches ganz andere als die
eines osteuropaischen Kontinentalstaates sind.

Wenn England sichvöllig
der antideutschen Politik

Frankreichs anschließen ollte, so würde die Lage für-Polen
wohl etwas unbequem werden. Wenn es umgekehrt aber

dem englischen Einfluß gelänge, Frankreich von

seinem russischen Kurs abzulenken und
Moskau dadurch»wieder aus der europäischen Politik aus-

zuschallten,so ware das nicht nur ein wirkliches Verdienst
um die Sache des europäischenFriedens, sondern auch und
vor allem sür Polens politische Stellung von erheblichem
Wert. Jn Paris ist man offenbar davon überzeugt, daß
«den englischen Ministern sowohl in Berlin wie in Warschau
der· Gedanke einer ZurückdrängungsRußlands aus dem
Spiel der europäifchen Kräfte und damit einer-Schwächung
der französischenOstpolitik nahegelegt war-den ist. Aber dsie

Frage ist, ob England imstande und überhaupt willens ist,
in diesem Sinne auf Frankreich zu wirken. Wenn London
in diesem Punkte versagt, dann hat die ganze »englische
Orientierung« für Polen eigentlich keinen richtigen Sinn-
Denn die anderen Berührungspunkte sind doch wohl zu
«schwach,als daß Polen danach seine politische Linie abstecken
könnte. Immerhin mag es für manche politische Kreise
in Warschau eine Beruhigung sein, zu wissen, daß

. noch jemand da ist, der — wenigstens vorerst — zwischen
Deutschlandund Frankreich eine Art vermittelnder Stellung
einnimmt, und in dessen Gesellschaft es sich — wenigstens
für einige Zeit

— auf dem Wege »zwischen den

F r o nt e n« in genügender Sicherheit einherwandeln
laßt. Dr. Ic.

Das ..Statutaeritlit"
Praktisch ist die Autonomie des Memel-

gebtetes schon lange nicht mehr in Kraft. Formell
bestehtitertuch heute noch weiter. Aber die Litaiier meinen

Olki sie keineRücksichtmehr nehmen zu müssen, da sich die

Signntnrnmchte um die Einhalt-klug des von ihn-en
garantierten Statutes durch die litauische Regierung ja doch
schon seit langem nicht mehr bekümmern Am 13. März
trat nun eine Verordnung in Kraft, von der die Litauer an-

nehmen, daß sie den von ihnen geschaffenen rechtlosen
Zustand «f(1nkti0niere«·Durch die Verordnung ist ein so-
genanntes Statutgericht eingesetzt worden, dem das

Recht zustehen soll, darüber zu entscheiden,ob ein litauisches
oder memelländisches Gesetz, eine Perwaltungsmaßnahme
einer litauischen oder memelländischenBehörde, ein Akt des

Gouverneurs oder ein vom Memellandtag beschlossenes

Gesetz den Bestimmungen des Memelstatuts widerspricht.
Der Artikel 14 des Statutgesetzes lautet: »Solange das
Statutgericht ein Gesetz der Republik oder des Memel-
gebietes nicht als im Widerspruch zum Memelstatut befind-
lich erachtet hat, kann kein Gericht die Anwendung des
Gesetzes der Republik oder des Memelgebietes verhindern
mit der Begründung, daß es dem Statut des Memelgebiets
widerspreche.«

·

Es ist klar, daß ein derartiges Gesetz n ur d a nn und
nur solange irgendeine Bedeutung besitzen
kann, als sich die Signatarmächte nichtum die

Zustände im Memelland kümmern. Das Gesetz
wird in dem Augenblicke belanglos, in dem einer der im

Artikel·17 des hauptteils des Memelabkommens vom
8. Mai 1924 vorgesehenen Fälle eintritt, d. h. eine der
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Signatarmärbte des Statutes die Frage der Statutwidrigkeit
einer geseziiajen oder Verm.1l.uiigL-maßnahme"-aufwirfh
Die Möglichkeit der Signatarmöchte, in die

Verhältnisse des Memelgebietes ein u-

reifen, wird durch das neue litauische e-

Petzin keiner Weise berührt.
·

Bei diesem Gesetz
handelt es sich um einen Versuch der Litnuer, im Ausland

den Eindruck der Statuttreue und Objektivität hervor-
urufen, während in Wirklichkeit krasseste Willkur undschlimmsteParteilichkeit herrschen. Was kann das schon fur

ein Gericht sein« bei dem die Richter aus Beauftragten der

Kauenerisegierung und die Kläger aus-Kreaturen derselben
Regierung bestehen!

»

Das Statutgericht befindet sich im O b e r st e n Tri-
bun al in K a u e n. Dessen Vorsitzender ist zugleich Vor-

sitzender des Statutgerichtes. Die übrigen vier Richter
werden vom Präsidenten der Republik auf
Vorschlag des Justizministers ernannt. Es

ist den Richtern verboten, irgendein anderes staatliches oder
kommunales Amt auszuüben, ausgenommen das als Mit-

glied des Staatsrates, ein Amt im Gerichtsdient oder das

eines Rechtslehrers an einer hochschule. Das ericht setzt

sich also ausschließlichaus Leuten zusammen»denen es nie-
mals einsallen wird, gegen irgendeine von der litauischen
Regierung getroffene Maßnahme gleichgültig, ob diese
statutwidrig oder statutgemäß ist, zu entscheiden. Als
Klä g er kann der Vorsitzende des Memeldirektoriums, der
Gouverneur oder der Justizminister austreten. Beim

heutigen Stand der Dinge können also auch als Kläger aus-

schließlichLitauer austreten. Daß es sich bei dem Statut-

gserichstnur um eine Komödie handelt, Versteht sich an selbst.
Die Leute in Kauen scheinen das Ausland und vor allem
die juristischen Experten der Signatarmächte für reichlich
dämlich zu halten. Es ist der von den Signatarmächten
mehrfach ausdrücklich betonte Zweck des Statutes, die Kultur
und die Rechte der d eutsch en Bevölkerung des Memel-

gebietes durch die Gewährung der Autonomie vor litauischen
Uebergriffen zu schützen. Durch das erwähnte Gesetz asber
wird nun die Entscheidung darüber, ob eine Verletzung der

Rechte usnsd der Kultur der d e utsch en Bewohner des Ge-
bietes vorliegt, ausschließlich dem zugeteilt, der allein ein

Interesse daran hat, sie zu verletzen. Eine dreistere Ver-

höhnung des Statutes und seiner Garanten läßt sich schwer
vorstellen.

Kann-s den Separatisten
Bei den Wahlen, die am 7. April in Danzig stattfinden,

geht es um die innere Geschlossenheit des Danziger Deutsch-
tums gegenüber den zersetzend und hemmend wirkenden

Resten der alten Parteien. Es geht bei den Wahlen nicht
um eine Aenderung der internationalen Rechtslage Danzigs.
Jnsofern lassen sich also die Danziger Wahlen nicht mit der

Saaraibstimmung durch die ein internationaler Rechts-
zustand geändert wurde, vergleichen. Doch liegt ein Ver-

gleich zwischen Saar und Danzig sehr nahe, wenn man sich
die Gegner des Nation-alsozialismus und ihre Kampfparolen
ansieht. Auf der einen Seite stehen in diesem Wahlkampf
die Rational ozialisten, auf der anderen Seite die Vertreter
von sechs plitterparteien. Da sind zunächst die

Sozialdemokraten. Auf deren Liste sind
die

radikaleren Elemente, wie Brill, Moritz, Töpfer u w., ver-

treten, während die gemäßigteren marxistischen Kreise, wie
etwa der ehemalige Volkstagspräsisdent Gehi, nicht mehr als
Kandidaten aufgestellt worden sind. Dann die K ommu-

nisten, auf deren Liste die altbekannten Schreier Plem-
kowski, Langnau, Serotzki und Totzki aufgeführt sind.
Weiter bemerkt man die übelste politisch-e Erscheinung der
Gegenwart, das allerchristlichste Z e n tr u m. Ein besonderes
Kapitel sind in diesem Wahlkampf die sog. D e utsch -

n a t i o n a l e n. Aus den Verwesungsiiberresten der alten,
aufgelöst-enPartei hat sich eine ,,neue« Gruppe ebildet, die

ich den Namen »Nationale Front ( chwarz-
e i ß - R o t)« beigelegt hat. Bemerkenswert ist, daß«sichauf

ihrer Liste keiner der bekannt-en Männer der alten Deutsch-
nationalen Volkspartei findet; diese sind sehr eindeutig von

der »Rationalen Front« des Rechtsanwaltes Weise abgerückt
und haben sich, ohne selber noch politisch hervorzutreten,
hinter die nationalsozialistische Bewegung gestellt. Ein nicht
weniger sonderbares Gebilde ist eine weitere Gruppe, die

sich als ,,Deutsche Frontkämpfer des Welt-
kr i e g e s« bezeichnet unid von einem Kapitän namens

Gustav Pietsch angeführt wird. Das Organ dieser Gruppe,
der «Feldgraue Alarm«, wurde wegen würdeloser hetzereien
gegen die NSDAP.-Führung und die nationalsozialistischen
Frontkämpfer verboten. Zwischen den Wahlvorschlägender

,,Deutschen Frosntkämpfer des Weltkrieges' und der »Na-

va It. Mai ob

Seedienft
one-seufzen

76

tionalen Front« ist Listenverbindung angemeldet worden-.

Illigsiebente Gruppe nehmen die Polen am Wahlkampfe
ei .

Auf der einen Seite der nationalsozialistische Block, der
das unbedingte Deutschtum und die untrennbare Verbunden-
heit Danzigs mit dem Deutschtum im Reiche verkörpert. Auf
der anderen Seite sechs Splitter, deren Ziel es ist, die innere

Geschlossenheitzu zerbröckeln und den Gleichklang der
inneren Entwicklung Danzigs mit derjenigen im Reiche zu
stören. Mit vollem Recht hat die NSDAP. von diesen
Splittern als von den Danziger Separatisten ge-
spro en und ihren Kampf gegen diese Schädlinge des
Deut chtums der Freien Stadt mit dem Kampfe der
,,D-eutschen Front« gegen die Kreaturen dies Saat-
separatismus verglichen. Denn wie an der Saar die haupt-
wasfe der Separatisten der Volksverrat war, so geht auch
in Danzig das Bestreben der separatistischen Elemente dahin-,
die hilfe fremder Mächte egen die NSDAP. und damit
gegen den Staat zu mobilifieremDie einen versuchen es,
indem sie die Führung der NSDAP. und den Senat bei den

Polen verleumdsen. Die anderen rufen die hilfe des
Völkerbund es an. Und die Dritten benutzen die
K i r ch e als Tummelplatz ihrer volksfeindlichen Arbeit.

Ueber diese Leute, die den Nationalsozialismus zu einer

Klärung der Lag-e durch Neiiwahlen zwingen, hat der

Danziger Gauleiter Albert Forster u. a. folgendes ge-
schrieben: »Diese ewig unzufriedenen und bösartigen
Elemente wären nicht weiter zu beachten, wenn durch ihre
Tätigkeit dem Staat und der Bevölkerung kein sichtbarer
Schaden zugefügt würde. Leider müssen wir aber feststellen,
daß besonders in den vergangenen Monaten die Tätigkeit
der in Danzig auf Grund der Verfassung vom Völker-bund

noch geschütztenParteien systematisch darauf angelegt ist, der

nationalsozialistischen Regierung ihre Arbeit zu erschweren.
Jedes Gesetz und jede Verordnung, die vom Senat unter

Berücksichtigungder Erhaltung des Friedens nach außen, der

Ruhe und Ordnung im Jnnern und der Ankurbelung der

Wirtschaft beschlossen und heraus egeben wurden, haben
diese Parteien in der gehässigsten eise angegriffen. Das-

ging so weit, daß diese Parteien nicht davor zurückschreckten-
jede Handlung der Regierung als verfassungswidrig hin-
ustellen und beim hohen Komissar des Völkerbundes Be-

schwerdeneinzureichen. Man wollte, daß der Bölkerbund

die Entscheidung über die Gültigkeit der vom Senat zum
Wohle der Danziger Bevölkerung getroffenen Gesetzeund

Verordnungen fällt. Dazu kommt noch, daß diese längst
abgewirtschasteten Parteien die unwahre Behauptung ver-

breiten, hinter ihnen stehe die Mehrheit der Bevölkerung.
Es ist das dieselibe Methode, die die·Separatisten im Saars

ebiet angewandt haben . . . Fur uns National-

Pozialiätenist es jedenfalls unerträglich,
einen taat zu regieren, indem Bewußt-



kein,daß verantwortungslose und staats-
eindliche Elemente bei maßgeblichen Stel-

len Gehör und sogar Unterstützung finden,
während sich die Regierung für ihre sogar in Gens be-
scheining erfolgreiche Tätigkeit verantworten soll . . . Wir

glauben, daß unser Entschluß, den Volkstagaufzulösen und

Peuwahlen stattfinden zu lassen, in »de!U·achftenZukunft
viele Probleme von selbst klarstellen wird, die heute als un-
losbar erscheinen· Durch Abgabe des Stimmzettels wird
unwiderle lich zum Ausdruck gebracht·werden, wie die
Danziger evölkerung denkt. Das zu wissen, ist sowohl sur
uns Nationalsozialisten, wie für unsere Gegner und den

Völkerbund ehr nützlich«
. »

Eine be ondere Beachtung wird man bei diesenWahlen
den Polen in Danzig zuwenden mussen. Die national-

sozialistische Regierung hat den Polen sede nur denkbsare

Bewegungsfreiheit gegeben. Jn einer polnischen Versamm-
lung, die in der Danziger Messehalle stattfand, wurde von
den polnischen Spitzenkandidaten erklart, d a ß e s fu r d i e

Polen jetzt darauf ankomme, der Welt zu

beweisen, daß sie inDanngigstarker seien, als

man vermute, daß die ahlen ein Examen
seien, das die Polen vor der Welt ablegen
müßten. Die Polen werden also ihre. letzten Reserven
aufbieten, um den ,,Stärkesbeweis«zu erbringen. Anders als

1933, wo sie zu den Volkstagswahlen zwei einander

befehdende Listen aufgestellt hatten, treten sie dieses Mal in

nationaler Geschlossenheit auf. Es ist den Be-
mühungen des diplomatischen Vertreters, Dr. P a pe e,

gelungen, den Führer der zum Pilsudskilager in Opposition
stehenden Polen, Dr. Mo czy n s ki, zum Verzicht auf die

Aufstellung einer eigenen Liste zu bewegen. Die Einheits-
liste der Polen wird geführt von dem Direktor der Staat-
lichen Polnischen Getreidehandelsstelle, Bronislaw Bud-

zin s k i , und dem Führer des Polnischen Verufsverb.andes,

Anton· L e n d z i o n. Die bisherigen Volkstagswahls
ergebnisse stellten sich für die Polen wie folgt:

Voggtågs, Abgeordnete Stimmen

1920 7 von 120 (= 5,83 0-’0)9321 von 153 234 (= 6,1 sz)
1923 5

, 120 (= 4,l60s0) 7212
, 164794 (- 4,4 0sz)

1927 3 . 120 (- 2,50 0sz) 5764 , 182836 (= 3,15 0sz)
1930 2 , 72 (- 2,77 0s0) 6377 »

197 871 (- 3,22 0fz)
1933 2 ,, 72 (- 2,770s0) 6743 ,, 214128 (- 3,140s»)

Demnach ist die Zahl der polnischen Stimmen bis zum
Jahre 1927 ganz erheblich zurückgegangen. Seitdem ist sie
wieder im Steigen. Jedoch ist die polnische Stimmenzahl
nicht so stark wie die Zahl der überhaupt abgegebenen
Stimmen estiegen. Jm Jahre 1933 ist der Anteil der Polen
an der Gesamtzahlder abgegebenen Stimmen der niedrigste
von allen Volkstagswahlen gewesen. Er hat nur 3,14 v. h-
betragen. Bei den bevorstehenden Wahlen »scheinendie

Polen auf eine erhebliche Zunahme ihrer Wahlerzahl zu
hoffen. Jnteressant ist in dieser hinsicht die Beachtung, die

sie den im Danziger Frseistiaat liebenden J u d e n zuwenden. Sie
nehmen offenbar an, daß die Juden, die vom National-

sozialismus ja doch Nichts Gutes« zu erwarten haben, sich
dazu entschließenwerden, für die polnische Liste zu stimmen,
in Anbetracht der ausgesprochen judenfreundlichen Ge-

innung des Pilsudski-Regimes und vor allem mit Rücksicht
arauf,-daß ein Danziger Jude, wenn er »sichzum Polen-

tum bekennt«, bei der diplomatischen Vertretung Polens und
den polnischen Organisationen gegen die »Verfo.lgungen«der

Nationalsozialisten Schutz und hilfe findet. Möglich, daß sich
derartige polnische hoffnungen erfüllen. Man wird einen

etwaigen polnischen Stimmenzuwachs bei den Wahlen dann

auch entsprechend zu bewerten haben.

Der deutsche Diteurovahandel 1934
Seit dem Jahre 1928 ist der deutsche

Außenhandel mit Osteuropa im Sinken. Seit
dem Jahre 1927 ist er für Deutschland zum ersten Male
wieder passiv gewesen. Der Gesamtumsatz Deutschlandsmit

der Sowjetunion, Polen,Finnland, Estland,Lettlan-d,Lit-auen
und Danzig, die unter dein Begriff Osteuropa zusammengefaßt
sind, hat im Jahre 1928 2328,2 Mill. RM. betragen, im

vergangenen Jahre nur noch 576,9 Mill. RM. Die deutsche
A u s f u h r nach Osteuropa belief sich 1928 auf 1291,7 Mill.

Reichsmark, im letzten Jahre nur noch auf 202,5 Mill. RM.
Die deutsche Einfuhr aus den osteuropäischen Ländern
betrug 1928 1036,5 Mill. RM und im letzten Jahre nur noch
874,4 Mill. RM. Die deutsche Ausfuhrist also von

1928 bis 1934 auf ein knappes Sechstel , die Ein-

guhrauf ein reichliches Drittel gesunken.ni Vergleich»zumVorfahre ist die Ausfuhr 1 34 um über
53 v. h· zurückgegangen, die Einfuhr dagegen ist in der

gleichen Zeit um iiber 5 v. h. gestiegen. J m J a h r e 1 9 3 4
war der deutsche Osteuropahandel für
Deutschland mit 171,9 Mill. RM. passiv. Aus der

nachstehenden Uebersicht geht die Entwicklung der deutschen
AElsfuhr(in Mill. RM.) nach den einzelnen osteuropäischen

andern hervor.

Aussuhk nach 1931 1932 1933 1934

Sowjetunion 762,2 625,8 282,2 63,3
Polen 140,9 70,5 55,5 38,8
Fikmiand 90,7 45,4 44,2 43,3
Danzig 46,8 22,8 26,9 16,2
Lettland 43,4 31,4 17,2 18,8
Litauen 49,4 25,8 19,7 14,7

— Estland 19,6 10,9 7,1 7,3

Osteuropa 1143,0 822,6 452,8 202,4

Demnach ist der weitaus stärkste Rückgang der deutschen
Ausfuhr bei der S o w s e t u ni o n zu verzeichnen. Ziemlich
gleichmäßigist seit 1932 die deutsche Aussuhk nach Fin n-

land geblieben. Die Einfuhr Deutschlands aus den ost-

europäischen Ländern hat sich während der letzten vier

Jahre folgendermaßen entwickelt:

Einfuhr aus 1931 1932 1933 1934

Sowjetunion 303,5 270,9 194,1 209,7

Polen 111,2 58,9 55,9 53,9

Finnland 42,7 26,2 37,7 42,3

Danzig 21,0 22,8 21,2 24,1
Lettland 34,0 20,5 17,5 21,1
Litauen 34,8 26,8 22,1 15,1

Estland 17,6 13,3 8,4 8,2

Osteuropa 564,8 439,5 356,4 374,8

Gestiegen ist ism letzten Jahreim Vergleich zu 1933 die
deutsche Einfuhr aus der Sowjetunion, ferner aus Fina-
land, Danzig und Lettland. Passiv war der Außenhandel
für Deutschland im vergangenen Jahre mit Polen, Danzig,
Lettland, Litauen und Estland, sowie vor allem mit der
S o w j e tu n i o n , die nach Deutschland für etwa 210 Mill.

Reichsmark Waren eingeführt,svon Deutschland aber nur

für etwa 63 Mill. RM. bezogen hat. Lediglich mit Finnland
war die handelsbilanz im letzten Jahre für Deutschland aktiv.

Es hat also offensichtlich nicht an Deutschland gelegen,
wenn der Außenhandel mit Osteuropa während der letzten
Jahre so scharf zurückgegangen ist« Da in den betreffenden
Staaten zumeist aus politischen Grün-den eine Bereitschaft
zur Aufnahme deutscher Waren nicht besteht, ist m i t e i n e r

wesentlichen Beschränkung der deutschen
Einfuhr aus diesen Staaten zu rechnen. Jm
herbst 1934 trat der »N e u e Pl a n« in Kraft, der die Zu-
teilung von Devisenbescheinigungen lediglich im Umfange
der vorhandenen Devisen und unter Berücksichtigung der

Handelsbilanz mit den in Frage stehenden Ländern vor-

sieht. Jn der Statistik des letztjährigen Außenhandels
Deutschlands hat sich der »Neue Plan« erst in geringem
Maßebemerkbar gemacht Unter der Wirkung des Planes
ist eine wesentlichgünstigere Gestaltung des deutschen Ost-
europageschastes zu erwarten.
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Anait nin die Kaichnbei
Jn seine-n Nummern vom 12., 14. und 15. März erging

sich der ,,1(urjer Poznaiiski« in Angst- Und Marti-
rufen wegen des ständigen Vordringens des Deutschtums in

Pommerellen. Es heißt dort u. a.: »Die Deutschen sind ein

erfahrenes Seefahrervolk und vnutzendie polnische Unkennt-
nis in maritimen Dingen weidlich aus. Von Dusnzig
als Operationssbasis aus sind die Deutschen
imstande, ihre hand auf das in Gdingen
pulsierende Leben zu legen. Jn unserem na-

tionalen hasen finden die Deutschen die besten Verdienst-
möglichkeiten, und sie- kontrolliseren bereits unsere Umsätze
im Ueberseeverkehr . . .«

»Jetzt müssen wir«, fährt das Blatt dann fort, »auf
andere, noch schrecklichere Erscheinungen, und

war aus die Entfaltung der politischen deut-

schenOrganisationen in Polen, insbeson-
d e r e in d e r K a s ch u b e i , hin-weisen.« Der Bericht-
erstatter des Posener ,,I(urjer««,ein gewisser Eduard Piszcz,
hat einen Teil des Seekreises bereist, um sich über den

StandderJungdeutschen Parteizu informieren,
und er hat; wie er erzählt, dabei ganz schreckliche Dinge
erlebt und gesehen. »Diese Reise brachte geradezu ent-

güllendeErgebnisse«, schreibt·
er.-

»Versammlungen
der

rtsgruppen dieser Partei finden sehr äufig statt, d i e

Zahl igrer Mitglieder wächst standig. Jn
ack bei rlowo, einein Dorfe, das zusammen mit den an-

grenzenden Ansiedlungen höchstens 1500 Einwohner zählt,
gehören 250 Personen zur Jungdeutschen Partei. Man kann

annehmen, daß in einem Umkreis von 10 Kilometern usm

Gdingen etwa 3000 Mitglieder der Jungdeutschen Partei
vorhanden und in einer wohldisziplinierten Organisation
erfaßt find. So viele Deutsche, wie die Jung-
deutsche Partei Mitglieder hat, gibt es im

ganzen Seekreise nicht. Wie ist daszu erklären?«

fragt der Entdeckungsreisende des ,,i(urjer Poznanski«, und
er gibt folgende Antwort daraus: »Man muß mit Bedauern

feststellen, daß es den Deutschen gelungen ist,
weniger nationalbewußte kaschubische Ele-
m e n te z u g e w i n n e n.« Die Schuld daran schiebt er

natiirlich dem polnischen Regierungsblock zu, der die

,,segensvolle« Arbeit des nationalen Lagers,
Nationaldemokraten, unterbunden habe: »Wir erinnern uns

noch sehr wohl daran, wieviel Geld und Mühe aufgewansdt
wurde, um die organisatorische Aktion des

, ,Lagers des

großen Polen« in der Kaschubei lahmzulegen. Desm na-

tionalen Lager- erlaubte man nicht, die lebendigen Kräfte
des Volkes mobil zu machen, den Deutschen aber läßt man

völlige Freiheit und duldet ihre Aktion, die den Zweck ver-

folgt, die iinentschlossenen Elemente für das deutsche Volks-
tum zu gewinnen.« Dann erhebt der hellseherische Reporter

egen die Jungdeutsche Partei den Vorwur
, ,,irredentistische

ropaganda« zu treiben. Als »Beweis. scheint ihm die

Tatsache zu genügen, daß in iden Versammlungen heil--

d. h. der-

rufe auf hitler und Pilsudski«
werden.

Darauf nimmt die Schristleitung des »I(urjek" die
Trompete, die ihr der Reporter vorgeblasen hat, selber zur
Hand und gibt einige Variationen zu diesem Thema zum
Besten: »Wer nicht sieht«, heißt es da, »daß das gegen-
wärtige politische System in Polen von den Deutschen zu
weitgehenden, wenn zunächst auch verkappten Zwecken aus-

genutzt wird, der ist in der Tat in politischer hinsicht ein
Blinder, der hat keinen Begriff von der Seele und dem
hirn des deutschen Volkes, unsd der hat aus der tausend-
jährigen Geschichte der deutsch-polnischen Nachbarschaft
nichts gelernt. . . Man kann«, so wird dann in dem

Posener Blatte ein Artikel des Pelpliner ,,Pietgszrym« zitiert,
«kein Nationalbewußtsein (von den Kaschubien) verlangen,
wenn man gleichzeitig die Nationalen verfolgt, sie ver-

leumdet, und wenn man die wahren polnischen FPatriotenunid zwar besonders diejenigen verfolgt, die die aschuben
vor der Entnationalisierung schon damals bewahrt haben,
als der Preuße in Pommerellen und in der Kaschubei herr
war und die Macht in der hand hatte, die Polen und die

polnischen Führer zu unterdrücken. W i r m ü s s e n le i d e r

feststellen, daß die Tätigkeit der Sante-
rungsorganisationen den Deutschen den

Vosdetn«für ihres verräterische Arbeit be-·
rei e .

Diese letzten Bemerkungen verraten, woher die Luft
weht. die der Trompete des Possener ,,l(urjer«· solche sorgen-
durchzitterte Töne entlockt. E i n p a r te i p o l i t i s ch e s

Interesse — sonst nichts. Man wirft dem Sa-

nierungslager Schlappheit in nationalen Fragen vor, um

sich selbst als allein fähig und berufen zur Abwehr einer
angeblichen deutschen Gefahr anzubieten. Man bezeichnet
den Kampf des Regierungslagers gegen die nationale

Opposition als eine Aktion, die nicht im Interesse der

Sicherheit des polnischen Staates, sondern zu Nutz und
Frommen ausgerechnet der deutschen Volksgruppe unter-
nommen worden sein soll. Man kann das nur als r e i ch l i ch
a l b e r n bezeichnen.

Was nun das angebliche oder wirkliche Fo rtschrei-
ten einer deutschen Bewegung unter den
Kasch ub en anlangt, so ist dazu folgendes zu sagen.
Gesetzt den Fall, daß das, was der ,,I(urjer Poznanski« ge-
schrieben hat, auf Wahrheit beruht, so wäre das noch lange
kein Grund, sich zu wundern. W u n d e r n ka n n sich
darüber nur der, der über das Volkstum der
Kaschuben so verkehrteAnsichten vertritt,
wie das

ojgfenbarbeim Posener ,,i(urjek« der
F all ist. ie Kaschuben sind im Laufe der Jahrhunderte
so stark mit deutschen völkischen Elementen
d u r ch s etzt , so stark in den Bann- des deutschen kulturellen
Lebens gezogen worden, daß es verwunderlich wäre, wenn

sie sich alle als Nationalpolen fühlten-

ausgebracht

Eine Berichtigung:»Es iit nicht wahr, daß iili ein Sude bin«
. Jm ,,Ostl-and«Nr. 4 war eine Kritik des Buches von

Dr. Albert Gottlieb , Professor an der Staatlichen
höheren handelsschule in Lemberg, veröffentlicht worden.
Zu diesem Buch hat Dr. Stanislaw L e m pic k i , Professor
an der Universität Lemberg, ein Geleitwort geschrieben.
Beide haben gegen die in den ersten beiden Abschnitten des

erwähnten Artikels enthaltenen Mitteilungen einige Ein-

wendungen erhoben. Diese betreffen 1) das Zustande-
kommen des Buches und 2) die Person Gottliebs. ·

Zu 1: Professor Lempicki schreibt: Von dem Jnhalt
des Buches, jsa sogar von der Absicht des Verfassers, es zu
schreiben, habe er vor der Drucklegung keine Kenntnis
gehabt; erst aus den Korrekturabzügen habe er es kennen

gelernt, und in dieser Zeit habe er dem Verfasser
einiges Material zu den deutsch-polnischen
Kulturibeziehungen geliefert, das dieser dann
in dem eingefügten Kapitel »Brücken« benutzt habe.

·
Zu 2: Professor Gottlieb schreibt (un·d Professor Lem-

Plcki bestätigt das): Er sei kein Angehöriger der
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in Stanislau und Lemberg verbreiteten
jüdischen Sippe Gottlieb, sondern als Sohn
deutscher christlicher Eltern in Prag geboren,·haibe erst
während des Krieges Polen kennen gelernt und sich erst nach
dem Kriege in Lemberg angesiedelt. Weiter schreibt Pro-

EssorGottlieb, es sei nicht wahr, daß er sich erst bei der

bfassung des vorliegenden Bu es aus Zweckmäßigkeits-
gründen den Vornamen lbert beigelegt habe:
sondern er habe diesen Namen bei der Taufe erhalten, fuhre
ihn stets, habe unter ihm zahlreiche Veröffentlichungenin
deutscher Sprache herausgebra t und nur »in seinen
polnischen Arbeiten in den letzten ahren die polnische Form
dieses Vornamens, »Wojciech«, gebraucht, ohne dabei je
sein-e deutsche Volkszugehörigkeit zu verleugnen.·Es habe
sich also, schreibt Professor Gottlieb, bei de·r.geflissentlichen
hervorkehrung seiner deutschen Volkszugehorigkeit nicht um

eine bewußte Jrreführung·gehandelt.Als Deutscher, heißt
es in der Berichtigung weiter, konnte er, Gottlieb, nichts
tun, als seine Volkszugehorigkeit zu bekennen, und seiner



propagandistischen hilfe habe sich niemand bedient,·da er

sein Buch —- Wie oUch Lempicki bemerkt ·—— »aus eigeneni
Antrieb, ohne jeden Auftrag und ohne 1ede Entlohnung«
geschrieben habe.

V

Diesen Einwendungen wird hier natürlichtgern Raum

gegeben. Es ist notwendig, einiges hinzuzufugen.·Was

zunächstden ersten Punkt anlangt, entsprechendie hier«von

Prof-. Lempicki gemachten Feststellungenin ihrem sachlichen
Jnhalt den Mitteilungen des erwahnten Artikels im »O.st-

land«, wo darauf hingewiesen wurde, daß in dem Buche
Gottliebs beim Kapitel »Briicken« in einer Fußnote die

geistige Mitwirkung Lempickis vermerkt ist. Da es sichnun
bei diesem Kapitel, das einen Uesberblick über die Geschichte
der deutsch-polnischen Kulturbeziehungen geben soll, in

Anbetracht der Zweckbestimmung des
Buches um eines der wichtigsten« Kapitel
handelt, kann die Bemerkung des ,,Ostland ·uber die

,,geistige Selbständigkeit«.Gottliebs wohl do nicht als so
völlig abwegig bezeichnet werden, zumal das uch in »seiner
Gesamtheit eine recht enge Anlehnung an die bisher ubliche
polnische- Propagandaliteratur verrat.

. .

Was die Person des Verfassers angehteso trifft es nicht-
, wie Gottlieb schreibt, daß er sich n u r in polnisch enVeröffentlichungendes polnischen Vornamens «Wofciech

bedient habe. Es ist vielmehr erst im vergangenen Jahre
eine d e u t s ch e Schrift unter dem Titel »Der kaufmännische
Schriftverkehr. Musterbriefe --und Uebungen« erschienen, bei
der Gottlieb als Mitverfasser unter dem Namen W o j c i e ch
Gottlieb auftritt-

Was seine Abstammung anlangt, so beruhen die
dem »Ostlansd«ziigegangenen Mitteilungen hierüber nach
den Zuschriften von Gottlieb und Lempicki auf einein Jrr-
tum. An der Kritik, die an dem Buche geübt
werden muß, ändert dasnichts. Wenn ein Jude
ein Buch schreibt, in dem Deutschland so schlecht abschneidet,
wie es in dein Buche von Gottlieb der Fall ist, so ist das

allenfalls zu verstehen. Wenn aber ein Deutscher ein

solches Buch der Oeffentlichkeit übergibt, so ist, das schon
schwerer verständlich. Vielleicht hat Gottlieb auch selbst
dieses Einpfinden gehabt. Sonst hätte es ihm doch wohl
überflüssig vorkommen müssen, mehrfach seine deutsche

seiner

Volksziigehörigkeitzu« betoiien. ZU einer solchen Betonung
ist doch wohl nur dann ein Anlaß vorhanden, wenn zu
erwarten steht, daß die Leser des Buches nicht so ohne
weiteres an die deutsche Volkszugehörigkeit des Verfassers
zu glauben vermögen.

Gottlieb weist in einem seiner Berichti un bei e ü ten
Schreiben darauf hin, daß er v o r d e m K Siegge erfsssor
an deutschenMittelschulen in Böhmen sowie wissenschaft-
licher Mitarbeiter eines bekannten Leipziger Verlages ge-
wesen ist, daß er damals ferner in pädagogischen und
psychologischen Zeitschriften,u. a. au in Eleinows ,,Grenz-
boten«, Aufsä e veröffentlicht hat. as stimmt. Aber er

hat sich inzwichen anscheinend gewandelt. heute ist er

Mitarbeiter an p oln i s ch e n Zeitschriften; heute schreibt er

z. B. in ,,Ku1tiira i Wychowanie"; h e u t e kann der ,,Dziennilc

Poznanski«(Nr. 30 vom 6. 2. 35) in der Bespre ung des
Gottliebf en Polenbuches u. a. feststellen: »Diesesfür
Polen o wertvolle Buch, das eine riefen-.
hafte Propagandarolle im Auslande
spielen kann, verdanken wir einer Frau«.

NämliclzFrau Gottlieb. .Das erwähnte Posener Blatt gibt
·

uchbesprechung die Ueberschrift: ,,Durch eine Polin

zur
Liebe zu Polen-« Und Gottlieb selber hat sein Buch ja

e
«

iner Frau gewidmet, »die ihn Polen lieben lehrte«l
Frau Gottlieb hat ganze Arbeit geleistet.

Gottlieb schreibt auch noch: »Als Deutscher konnte ich
nichts anderes tun, als meine Volkszugehörigkeitzu be-
tennen.«- Es ware interessant zu erfahren, ob und in

welcherWeise er sein Bekenntnis zum Volkstum etwa durch
praktische Mitarbeit in deutschen Volkstumsorganisationen
beweistz Man kann jedenfalls feststellen, daß die deutsche
Presse in Polen, soweit sie sich überhaupt damit befaßt hat,
von dem Gottliebschen Buche abgerückt ist. Man kann
daraus wohl entnehmen, daß die deutsche Volksgruppe in
Polen Professor Albert aljas Wojciech Gottlieb nicht zu den
Jhren rechnet Es muß noch einmal festgestellt werden: Das

Buchwirkt durch seine Tendenz auf deutsche Leser oerletzend.
Wissenschaftlich ist es undiskutabel. Man kann nur be-

dauern, daßndurchdas Vorwort und durch die Fußnote zum
Kapitel ,,Brucken" der Name eines polnischen Gelehrten mit
diesem Buche verknüpft ist. Dr. Ic.

oftmals-Chronik
Die deutsch-polnische. Annäherung

Es vergeht in letzter Zeit kaum eine Woche, ohne daß
Vertreter des deutschen«Geisteslebens in Polen oder noch
mehr Vertreter des polnischen Geisteslebens in Deutschland

Institutekommen. Am 14. März traf der Präsident der

eichsschrifttumskammer, Dr. hans Blun ck, zu einem

mehrtägigen Besuch in der polnischen hauptstadt ein. Blusnck
las am I4. März auf einem ihm zu Ehren gegebenen
Empfang in der deutschen Botschaft, an dem u. a. der Vize-
ministser des Aeußeren, Graf S ze m b e k , teil-nahm, aus

eigenen Werken. An den beiden folgenden Tagen wurde der

deutsche Dichter in gesellschaftlichen Veranstaltungen des

Deutschen Klubs und der Gesellschaft zur Förderung der

polnischen Kunst im Auslande festlich begrüßt.
Etwa zurgleichen Zeit veranstaltete der Deutsche

Auslands-Elub in Berlin einen deutsch-polnischen
Abend, an dem zahlreiche polnische Gäste teilnahmen, so u. a.

dok politische Botschafter Li ski, dessen Bruder, der be-
kokmke PoIUischePianist Jan ip s k i, der polnische General-
konsul Staniewicz, Fürsthartoryski, Jan Kie-

pura, Prof· Koczalski und Prof. Treter. Von

deutscher Seite waren Vertreter verschiedener Ministerie-n,
der Partei und ihrer Gliederungen erschienen. Das polnische
Quartett Chor »Dana«, das zum ersten Male nach
Berlin gekommen war, gab ein kleines Konzert.

Am 21. März sprach der Gauleiter und Osberpräfident
von Schlesien, W a g n e r, im»überfüllten Saal des hotels
»Er-asReden« in K ö n i g s h u t t e vor den Reichsdeutschen
Dstoberschlefiens. An der Veranstaltung nahmen u. a. der

NS-La·ndesleiter voii Polen, Pg. B u r g e r - W-arschau,der

deutsche Generalkonsul N o e l d e ck e - Kattowitz und das

·

unter

Mitglied der Gemischten Kommission für Oberschlesien, Graf
Matuschka, teil.

Hiilerigend in Polen
—" Jm Rahmen derzAustauszchsendungen zwi-.
schen deutscher und-polnisch» Jugend fand
am 24. März die erste Sendung der hitlerjugend im
polnischen Rundfunk statt. Etwa 60 Jungen und Mädel der«
Spielschar der Abteilung Rundfunk fuhren am 22. März

Führung des Obergebietsführers E errf nach
Warschau. Die Sendung gliederte sichin zwei Teile. Der
erste Teil unter dem Titel ,,Deutsches Land ——·

D eutsch e s V o l k« brachte altes Volkslied ut, Lieder, die
aus dem Erlebnis der Landschaft und des olkscharakters
entstand-en sind. Der zweite Teil unter dem Titel »Wir
Jungen schreiten· gläubig« brachte national-
sozialistische Lieder, Sprechchöre usw. Außer der Rundfsunks
sendung fanden noch Kameradschastsabende und Empfänge
bei den deutschen Kolonien in Warschau und Lodz, bei
polnischen Jugendverbänden und anderen Stellen statt.

Die Sendun wurde von allen polnischen Seiidern (i:in-d
einer Reihe deutscherSender) übernommen, oder vielmehr-

Lo
l l t e übernommen werden. Einer der polnischen Sender

at nicht mitgemacht- trotzdem er die Uebertragung M

seinem Programm ebenso wie die anderen polnischen Sender

angekündigt hatte. Der Kattowitzer Sender

Lchalteteaus, als die Uebertragung der hJ,-Lieder
egann. Sollte»damit etwa angedeutet werden, daß es

nicht unmaßgeblicheKreise im Reiche Grazynskis gibt, die

Ostoberschlesien als nur bedingt zu Polen gehörig
betrachten?

'
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»Ein Bravo dem Deutschen Rundfunkt«

Am 3· März veranstaltete der S e n d e r K ö n i g z -

berg-.f)eilsberg eine Sendung ,,Polen in Lied
u n d T a n z«. Die »Gazeta Olsztynslca«· schrieb am 15. März
darüber u. a.: »Ein Bravo dem Deutschen Rundfunk in

Känigsbergt So verstehe ich deutsch-polnische
Zusammenarbeitl Wenn es noch gar nicht lange her
ist, daß der Königsberger Sender häufig polenfeindliche
Sendungen (?) gab, so hat er in letzter Zeit seine Richtung
radikal geändert. Wir Polen, die wir solche Sen-düngen
hören, freuen uns sehr darüber; denn sie sind ein wichtiger
Faktor dazu, um die breiten Volksmassen mit der polnischen
Kultur bekannt zu machen.« Dann verfällt der Einsender,
der sich als »ein offener Pole aus der Allensteiner Gegend«
bezeichnet, natürlich in den üblichen Ton: »Germanisierung«
und dergleichen . .

Eine verspätete Maßnahme

Jm Zusammenhang mit der Vollstreckung der Todes-
urteile gegen die Landesverräterinnen von Falkenhayn und
von Ratzmer hatte die Pariser .,Republique" seinerzeit eine

emeine Karikatur des Führers gebracht. Einige polnische
lätter hatten diese Karikatur unter dem Titel ,,Unter dem

Fallbeil des heulers« übernommen, so die »Polonia", das
Blatt Korfant«)s, und der nationaldemokratische ,,l(ukiek
Poztialtski«— Der ,,I(urser" Wurde Wegen dieser nieder-

trächtigen Verunglimpfung des deutschen Staatsoberhauptes
vom Posener Kreisstarosten beschlagnahmt — un d zw a r

17 Tage nach Erscheinen der betreffenden
N u m m e r ! Auch die ,,Polonja«· verfiel der Beschlagnahme.

Wehrhoheit und Grenzrevision

Der Führer und Reichskanzler beantwortete
am 18. März, zwei Tage nach der Verkündung der all-

emeinen Wehrpflicht, dem englischen Journalisten Ward
ästice einige Fragen. Price fragte den Führer u. a., ob

Deutschland sich nach wie vor an die territorialen Be-

stimmungen des Versailler Diktates halten werden. Der

Führer antwortete darauf:
,,Durch den Akt der Wiederherstellung der deutschen

Wehrhoheit ist der Versailler Vertrag nur in jenen Punkten
berührt, die durch die Verweigerung der analogen Ab-

rüstungsverpflichtungen der anderen Staaten tatsächlich
ohnehin schon längst ihre Rechtskraft verloren haben. Die

deutsche Regierung istsich klar darüber, daß
man eine Revision territorialer Bestim-
mungen internationaler Verträge nicht

durcheinseitige Maßnahmen hervorrufen
a n n.«

Der Rückgang der deutschen Schulen in Ostobetschlesien

Das Statistische Büro der Wojewodcschaft
in K a t t o w itz veröffentlicht eine Zusammenstellung über die

Entwicklung des Schulwesens in der Wofe-
-wodscha-f-t im Laufe des letzten Jahrzehnts.
Danach gab es im Jahre 1924 insgesamt 656 Volkssschuilenmit
3791 Lehrern und 201 437 Schülern, darunter 18 Privatschirlen
mit 118 Lehrern und 2160 Schülern. Gegenwärtig werden

gezählt 669 Volksschulen mit 4745 Lehrer-n und 201 610 Schü-
lern, worunter sich 33 Privatschuelen niit 184 Lehrer-n iinsd 5025

Schülernbefinden. Während in dem angegebenen Zeitraum die

Zahl der Schulen mit p ol n si s che r Unsterrichtssprache sich von

551 auf 591, die Zahl der Schüler in ihnen von 166 468 auf
186385 erhöht hat, sind die deutschen Schulen von 105
mit 25320 Schülern auf 78 mit 15225 Schülern
Hu r ü ck g e g a n g e n. Das bedeutet, daß die Zahl der Schüler
Im den deutschen Minderheitsxschulen sich von 13,2 Proz. auf
·7,6 Proz vermindert und die Zahl der Schüler in den politischen
Schulen von 86,8 auf 92,4 Proz. erhöht hat. Ueber die Gründe

dieses Ruckgangesder deutschen Schulen bvasucht nichts weiter

gejagt zu werden; sie sind hinreichend bekannt.

Ein deutsches kirchenblall für kongrefzpolen

·

Die bisher wur für diie Gemeinden des B ielitz e r G e -

bietes bestimmte »Neue Evangeliischse Kirchen-
öeltfung« hat mit dem neuen Jahrgang auch den übrigen
Verelch der evangelisch-augsiburgischenKirche in ihr Verbrei-
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innigsgebiet hinein-bezogen Damit erhält namentlich d a s

evangelische Deutschtum in Lodz endlich ein eige-
nes Organ, das sich ganz besonders mit den Fragen des evan-

gelischen kirchlichenLebens auf kongreßpolnifchemBoden inner-
halb der asugsburgischeinKirche befassen will. Das Blatt füllt
eine fühlbar-eLücke aus. Während d e r z a h ll e n m ä ß ig g e -

ringere polnische . Protestantismus allein in
Wa rschiau über zwei eigene Blätter verfügt, die
wöchentlicherscheinen, außerdem aber noch in Tes che n ,

Ustron, Graudenz und Kattowitz polnsische Blätter
herausgibt, warendsiedeiutschen Evangelisschen bis-
her nur auf einige kleinere Gemeindeblätter

angewiesen- «d«I-eMehr der Erbauung gewidmet sind, sichaber
mit den vielen Fragen, die gerade das deutsche kirchliche Leben
in Kongreßpolenstellt, verhältnismäßig wenig beschäftigen Die
,,Ne-ue EvangelisscheKirchenzesitusnsg«gehört an und für sich zu
den ältesten Blättean in ganz Polen, erscheint sie doch bereits
im 51. Jahrg-ang. Bisher wurde sie in Bielsitz herausgegeben,
ist aber jetzt von Lodszmit übernommenworden. Die beiden

herausg-e-ber·smdProfessor Ezerny in Bielitz und Post-or
S ch edle r srn Lodz. Jn der ersten Nummer des neuen Jahr-
gangs wsird deutlich ausgesprochen, daß das Blatt neben alle-n
kirchlichenFragen in diesen entscheiduingsvollen Zeiten gerade

saug)die Treu-e zum Volkstum als sittliche Forderung verkünden
wi .

«

Polonisierungspraktikanten

Schon im vergangene-n Jahre hatten mehrere hundert
Studenten der hoch- und Fachschulen Polens
wahrend der Semesterferien in der ostober-
schlesischen Jndustrie praktiziert. Jn diesem
Jahre haben die polnischen Hochschulen eine erheblich höhere
Zahl von Praktikantenstellen für ihre hörer ang-efordert.
Nicht weniger als 10 000 polnische Studen-

ten sollen in diesem Jahre während der Ferien in den Jndu-
striebetrieiben Ostoderschlesiens untergebracht werden. Mit der
Möglichkeit der Unterbringung einer solch großen Zahl von

Praktikanten hat sich skürzlich die sogenannte ,,Kommis-
ssion für die wirtschaftliche Vorbereitung in
Oberschlesien« unter dem Vorsitz des Vizewojewoden
Dr. Saloni und in Anwesenheit anderer Behördenvertreter
befaßt. Die Kommission stellte ein Programm für die Erledi-
gung der notwendigen Vorarbeiten auf.

Es ist erklärlich, daß die in Oberschlesien heimatberech-
tigten Angestellten der Jndustrie auf den zu erwarten-den

Massenansdrang von Praktikanten aus den anderen Geb-iets-
teilen Polens mit lebhaftem Mißtrauen blicken. Nicht zu
Unrecht sehen die alteingesessenen Ober-
schlesier in den heutigen Studenten die
Leute, von denen sie später aus ihren Stellen

verdrängt werden sollen. Für die Studenten soll
das Praktizieren nicht nur eine wirtschaftliche Vorbereitung,
sondern ais-icheine finanzielle hilfe sein. Sie wer-den für ihre
Tätigkeit bezahlt. Das bedeutet für die betreffenden Jndustrie-
betriebe natürlich eine Mehrbelastung und damit zugleich auch
die Versuchung, ganz oder wenigstens vor-

übergehend Arbeiter zu entlassen. Wenn man

bedenkt, daß die ostoberschslesischeJndustrie zur Zeit nur etwa
85000 Arbeiter beschäftigt,und auch diese zuim großen Teil
nur in Kurzarbeit, dann kann man sich von den schädlichen
Einwirkungen des Massenandrangs von Praktikanten auf den

ostoberschlesischen Arbeitsmarkt eine ungefähre Vorstellung
machen. Und wenn man weiter an die allgemein-e Not der

geistigen Arbeiter in Polen denkt, dann ist man sich von vorn-

herein darüber im tlaren, daß das Praktizieren
während der Hochschsulferien nur ein vor-

beresitender Schritt für die spätere Anstel-
lung in Ostoberschlesien ist.

Minderheitenschulzverlrag bleibt in kraft

Auf eine Anfrage im englischen Usnterhaus· erklärte
der Lordsiegelbewahrer Ede n, daß durch die Aufkündigung
der polnischen Mitarbeit san der Durchführungdes Minder-

heitenschutzabkonunens d a s M i n d e rsh e i te n v·e r f a hr en
n ich-i b e r ü h rt sei, sondern weit-er in Kraft bleibe: es könne

nicht durch eine einseitige Aktion eines Staates geändert wer-

den· Es sei Sache des Bölkerbunsdsrates, die entstandenen
Schwierigkeiten zu be«h-eben.



Mut früher und hat-te
»Im War chauer Senat t i der zum Klub der Volks-

partei gehöreiiideSenator th«lseckgskiaus Graudenz bitter
.über die behördlichen Beschränkungen bekla t, Penen die

Presse in Polen ausgesetzt ist. »Die Zell Uk , sp sagte
er U- a» »die gegenwärtig im ehemPlS pkeUßH
schen Teilgehiet angewandt wird, erregt
U»niso mehr Verdruß, als es in diesem Gebiet-
die Kriegszeit ausgenommen, niemals ein e Z e UsU k

g e g e b e n h a t. Die .Gazeta »·Gru(·iziondzka«bestandauch
vor dem Kriege und erfüllte ruhmlich ihre Mi sion. «Sie
lehrte das olnische Volk lesen, und das bedeutete, daß sie es

ein freies Polenzu ersehnen lehrte . . . «Jn«deutsch er

Zeit hatte das Blatt keinen einzigen Fall
einer Präventivbeschlagnahme zu

»

zeichnen, während heute 150 solcher Falle
vorlie g en. Und doch war damals dasselbe Pressegesetz
in Kraft, das auch heute noch in unserer heimat gilt. Nur

war man damals nicht der Ansicht, daß es zu Beschlags
nahmen berechtigt. Z u r Ze it d e s K r i e g e s gab es eine

Zensur, doch der ur Zensur gesandte Abzug wurde nach
einer Stunde der edaktion zuruckgesandt, worauf der etwa

beanstandete Absatz weggelassen wurde und das ubrige er-

scheinen konnte. Was geschieht aber heute?«Dbzwar es

keinen inneren Krieg gibt, wartet die Redaktion manchmal
48 Stunden, bis sie erfährt, was beschlvagnahmtworden ist.
Jn dieser Verzögerung steckt eine gewisse Berechnung, daß
das Blatt trotzdem erscheinen wer-de, und« daß man dann die

ganze Auflage auf dem Wagen oder auf der Post kon-

fiszieren könne. Zu deutscher Zeit hat man nie

auf der Post konfisziert. DieseArbeit wurde vom

Nachfolger des unvergeßlichen Wosewoden Mlodzianowski,
einem Wosewoden unwahrscheinlicher Art, einem gewissen
Lamot, be onnen, unsd diese Arbeit wird vom jetzigen
Wojewoden ( ir t i k l i s) fortgeführt, der angeblich von

der Wilnaer Gendarmerie herkommt, und unter dessen
Regime daher die Zensur die größten Orgien feiert. Als die

Verfolgungsorgien begannen, sagte ich: Jhr könnt mich ver-

nichten. Jch ziehe es vor, unter den Trümmern der Arbeit
meines ganzen Lebens umzukommen, als nach Art eines

eschlagenen Köters zu Füßen zu kriechen. Jch ziehe es vor,
n Not u leben, als irgendwelche Beziehungen zum ,Lager

des skeU IgUIl Schaffens« (gemeint ist das Regierun slager)

Whaben· DiesesZerstörungswerkwird ein neues enkmal
r Schmeich·sUk das Regierungslager sein« .

Soweit der Senator Kulerski. An dieser Stelle seiner
recht mtereisanten Rede wurde er vom Senats-

marschall unterbrochen. Was er über den Unter-

schied der Zensurmethoden früher und heute gesagt hat.
verdient festgehalten zu werden.

Gauneririck mit dem Namen Bindener
Das Opfer eines gerissenen Betrügers sind zahlreiche

PolenerDeutsche geworden. Jn verschiedenen Ortschaften
Po ens tau te vor einigen Wochen ein Mann aus, der vor-

gab, der ver torbene Reichspräsident v o n h i n d e n b u r g ,

der bekanntlich in Posen geboren wurde, Ihabe
vor seinem

Tode einen Teil seines Vermögens den in osen wohnen-den
Deutschen vermocht. Für zwei Zloty oder auch mehr ver-

kaufte der Schwindler den angeblichen Erbschaftsanwartern
Quittungen, die sie berechtigen sollten, den auf sie ent-

fallenden Erbteil zu erheben. Mehrere hundert Personen
erschienen denn auch an einem bestimmten Tage vor dem

deUtschen Generalkonsulat in Posen, um ihre Forderungen
zu erheben. Nur mit vieler Mühe gelang es, den Jrrtum
aufzuklären und die erregte Menge zu beschwichtigen.

Wiesner — 1. Vizebürgermeifter von Bielilz

Diedeutschen Parteien hatten gegen d i e W ah le n zu ni

Bielltzek Gemeinderat in einer Beschwerde, in der

eine ganz-e Reihe von Wahimißbräuchender poinischen Regie-
rungspartei festgestelltworden waren, Einspruch erhoben. Nach-
dem der Washlpwtest von der Wojewodschastsbehördeab g e-

lehnt worden war und auch bei der nächstenInstanz bei-m
Warschauer Jnneiisminiisterium kein Eingehen aus die deutsche
Beschwerdezu erwarten war, haben die deutschen Parteien auf
eine weitere Verfolgung der Angelegenheitverzichtet. Darauf-
hin trat am 18. März der Gemeinderatzu seiner konstituieren-
den Sitzung zusammen. Jn dieserSitzung uzurdeder bisherige

NegierungskommissarDr. P kzybysq zum Büvgsemteister

gewählt
Die deutschen Parte1e·ll, diie über ein

rittel der·Gemeindser-atssitz·e einehmen,
machten von ihrem Recht, den 1. Vizebürger-
meister aus ihrer Mitte zu wählen, Gebrauch.
Sie traten hierbeials geschlossene Wahlgvuppe auf unid wähnen
den Landessiihverder Jungdeutschen Partei, Jng. W i e s-n e i· ,

zum 1. Vize-burgerm-esi-ster.
Der Fall Soenke

Am 24. November v. Js. wurde der Danziger Staats-

angehorige Ku rt So enke aus Simonsdorf beim Ueber-
schreiten der Danzig-polnischen Grenze bei Dirschau ver-

haftet. Am U. März wurde et nun

zdufünf Jahr en

Zuchthaus verurteilt. Ueber en Grund der Ver-

haftung hat die diplomatische Vertretung Polens in Danzig
trotz widerholterAnfragen von seiten des Senates jede
Auskun t verweigert Es ist dies ein Verfahren,
das bei den aBehorden und Vertretungen ziviligerterStaaten nicht- ublich ist. Der nationalsozialistische » an-

ziger Vorposten« bemerkt zu dem Fall Soenke:
»Wenn wir vergleichen, in welchem «Maße die Regierung
der Freien Stadt Danzig Entgegenkommen zeigte, wenn

Angehorige der polnischenNationalität wirkliche Delikte be-

gangen hatten, und wie ungerechtfertigt das Verhalten
polnischerStellen in diesem Falle ist, so zehenwir uns

genotigt, darauf hinzuweisen, daß solche ngelegenheiten
sich auf die Stimmung der Danziger Bevölkerung aus-

wirken, was Polen nicht gleichgültig sein kann.«

Reue Vildimgsaiiskalt in Frankfurt Oder)

«

Die mittlere Ostmark ist noch arm an kulturellen Ein-

richtungen. Jn der Zeit vor dem Kriege erstreckte sich die

staatlicheGrenzfürsorge nur auf die unmittelbaren Grenz-
gebiete, die heutige mittlere Ostmark lag damals vernach-
-lassigt zwis en den unmittelbaren Grenzgebieten und Berlin

Nach dem eltkriegehat sich hierin bisher leider nur wenig

geandert.»Erst·die nationalsozialistischse Regierung erfüllte
durch ReichsministerR u st einen alten Wunsch der Ost-
marker. Der Minister hat die Errichtung einer

neuen· ostmarkischen Bildungsanstalt für
praktische Frauenberufe, einer Frauenschule
neuen Typs, genehmigtDiese Schulart, die in B e r -

bindun mit der taatlichen heinrich-von-
Kleist-- ch;ule·in Frankfurt Oder) errichtet wird,;-
erfüllt in dreijährigem Lehrgang alle Forderungen hinsicht-»
lich der Ausbildung für das praktische Können; sie führt zur
praktischen Reifeprüfung. Diese s A b it u r i u m b e -

rechtigtgumEintritt in die sozialen, pflegep
rischen erufe und berechtigt auch — das ist
besonders wichtig — zur Aufnahme in die hoch-
schulen für Lehrerbildung. Damit erhält diese
Schule eine ausgesprochene landschaftliche Bedeutung für
den gesamten mittleren deutschen Osten. Die Mädchen
brauchen nun nicht mehr in landschaftlich fremden Schulen
und hochschulen ihre Ausbildung zu suchen, sie finden in der

eigenen Landschaft eine heimatgebundene Bildungs-
möglichkeit. -

Es können in die dreijährige Frauenschule nicht n ur
Schülerinnen des Lyzeums oder einer Stu-

dienanstalt mit Obersekundareife ein-

treten, sondern auch Mittelschülerinnen,
soweit sie die Befähigung nachweisen. Der Befähigung-z-
nachweis -soll nicht durch eine Prüfung erbracht werden,

Endernwird abhängig gemacht von einer vierwöchigen
ewährung. Damit ist auch den Städten und Kreisen des

mittleren deutschen Ostens, die keine höhere Mädchenschule
besitzen, Gelegenheit geboten, für ihre Mädchen eine gute
praktifcheAusbildungsmöglichkeit zu erhalten. Z u Ostern
wird in Verbindung mit der Staatlichen heinrich-von-Kleilt-
Schule die Anfangsklasse errichtet werden. Anmeldiingen

LimBesuch nimmt die Leitung der heinrich-von-Kleist- s

chule in Frankfurt Oder) entgegen.
Neue polnische Nationalhymne

Die Polnische Literaturakademie hat die Veranstaltung
eines Preisausschreibens für einen neuen Text der politischen
Nationalhymne beschlossen. Die Anregung hierzu geht vom

,,Express Poranny" aus, der einen Preis von 2500 Zloty
gestiftet hat.
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Die neue Verfassung — Kamvianiaae an die Opposition
»

Die neue Verfassung, deren Entwurf seit Jahren die

polnische Oeffentlichkeit beschäftigteund mehrfach abgeändert
werde-n ·mußte, ist am 26. März endlich vom Sejm be-

schlossen worden« Nachdemder Senat am 16. Januar d. Js.
den Entwurf mit einigen Abänderungen bestätigt hatte,
konnte die Verabschiedung durch den Sejm keine besonderen
Schwierigkeiten mehr bereiten, da sich die Regierung auf den
Standpunkt stellte, daß der Sejm nur noch mit einer Dis-o-

Mehrheit darüber zu beschließenhabe. Bei der namentlichen
Abstimmung wurden 399 Stimmzettel abgegeben- 260 Ab-

geordnete stimmten für und 139 gegen die neue Verfassung.
Die Abgeordneten der nationalen Minderheiten nahm-en an

der Abstimmung nicht teil. Die Verfassung bedarf noch einer

Ergänzung durch die Wahlgesetze zu Sejm und Senat, die

voraussichtlich in einigen Monaten beschlossen werden. Wie
diese Gesetze aussehen werden, ist noch nicht klar. Sicher ist
nur, daß in den Wahlgesetzen der besonders heftig um-

strittene Gedanke der Legion der Verdienstvollen auf irgend-
eine Weise verwirklicht werden wird.

»

Jn der offiziösen »Gazeta Polslca« leitete Oberst
Marufzews ki das Inkrafttreten der neu-en Verfassung
mit einein bemerkenswertenArtikel ein, der eine s chr offe
und endgultige Absage-an die Oppositions-
p a r t e i e n enthielt. Es heißt in diesem Artikel u. a.: »Der
Tag des Beschlusses der neuen Verfassung wird ein großer
Tag sein. Er wird nicht allein das Ende der am.12. Mai
1926 begonnenen Periode,- sondern zugleich den Anfang
einer neuen Periode bedeuten, einer schwierigen und viel-
leicht wichtigeren Periode . . . Wie diejenigen im Irrtum
befangen waren, welche glaubten, die neue Verfassung werde

nicht beschlossen werden so irren auclzdigenigemdie der

Meinung sind, daß die Verabschiedunger erfassung nichts
ändern werde . . . Es wird sich nämlich viel ändern.
Aendern muß sich vor allem

·

die innere
Struktur des politischen Lebens, das sich
immer noch nach dem Schema der Parteien, nicht nach dem
der Menschen, nach Zahlen, nicht aber nach ;Persönlichkeiten,

nach kräftigen Schnauzen, nicht aber nach starken Charak-
teren, nach den Verdiensten in der Partei, nicht aber nach
den Verdiensten um die Gemeinschaft gestaltet. Das ist nur-

eines, nicht einmal das wichtigste Beispiel dafür, daß der

Tag des Beschlussesder neuen Verfassung nicht nur der Tag
sein wird, an dem der- Sarg mit dem P o l en d e r V e r -

gangenheit, mit dem anarchischen Polen, dem

Polen der Landtage und des liberum vet0, der Frat-
tionen und der g old en e n F r e i h e i t , der Geschwätzigs
keit und der Straflosigkeit, der Stimmenwerbung durch
Schmeichelei und Bestechung, des p a t r i o t i s ch e n M a u l-

heldentums und der fremden Agenturen, der

Sejmherrschaft und der Ohnmacht zugeschlagen wird, —-

sondern auch der Tag des Eintritts in das neue Leben, in
ein Leben, das erst noch zu schaffen und nicht nur zu
schaffen, sondern durch bewußte Anstrengung in die neue

Tradition Polens umzuwandeln sein wird.«
Oberst Matuszewski schließt seine-n Artikel mit folgen-den

Worten: »Bevor die neue Verfassung ins Leben getreten
ist, werden bereits diejenigen, die im neuen Leben keinen

Platz mehr finden werden, über sich selbst das Urteil gefällt
haben. Jm Augenblick der Abstimmung wird
die Tür, durch die die gegen dieVerfassung
Stimmenden hinausgehen werden, nicht in
dieWandelgänge führen, nicht zum Sejm-
büfett, nicht ins alt-e Leben. Diese Tür wird
ins politische Nichtsein führen. Wer durch sie
hinausgehen wird, wir-d aus dem Leben — in der unwieder-

bringlichenVergangenheit verschwinden.«
«

. iese Worte sind deutlich. Psychologisch waren sie viel-

leicht darauf berechnet, diesen oder jenen der oppositionellen
Abgeordneten noch im letzten Augenblick dazu zu veranlassen,
seine Stimme fü r die

VerfassunägabzugebenPraktisch be-
deuteten sie, daß die neue ahlordnung so sein
wird, daß keiner der alten oppositionellen Abgeordneten
mehr die Aussicht haben wird, ins Parlament gewählt zu
werden und irgendeine politische Rolle zu spielen.

»Mus- vom meer«
Die ,,Kattowitzer Zeitung« berichstete in ihrer Nummer

vom 20. März über die Aufführung esinesdeutschxs
ifeindlichen -.f)etzfilms in. einem Kattowsitzer
L ichtspielthe ate r. Bekannte (freilich nur in Palen be-

kannte) Schauspiseler haben sich für die-sen unter dem Titel
,,Wiatr od morza« (»Win-d vom Meer«) laufenden
Film zur Verfiigung gestellt. Es handelt sichallerdings um ein
älteres Erzeugnis der polnischen Filmindustriez immerhin
bleibt die Tatsache bestehen, daß er noch heute in- Polen, und
dazu noch in einer Wojewodscha-ftshauptstadt, aufgeführt wird.
Die ,,Katto«witzerZeitung« schreibt in ihrem Bericht:

i

»Ein Stiinimfilm— man kann ruhig sagen: Gott sei Dankt
—- mit einer schlechtzusammengestellten musikalischen Unter-
-maluing, alles reich-lich primitsiv und sehr niveaulos. Dafür
aber übelste Tendenz-mache Natürlich gegen die Deutschen.
Gegen wen denn sonstl Aber — und das-ist peinlich — bei

einigem Nachdenken drängt sich einem die Empfindung auf,

daßdauch
die Polen dort nicht von ihrer besten Seite gezeigt

wer en.

»deit: Kurz vor

Beginndes Weltkrieges; Ort: Jrgendwo
an der Ostsee, in einem ande, das den Poslen von den Kreuz-
rittern gestohlen wurde. Personen: Ein alter deutscher Graf,
sein-e beiden Enkel, zwei deutsche Seeofsiziere, eine junge Polin
und einige andere. Mit den beiden Enkeln ist das so: bei dem
1ungseren kommt das Blut seiner polnischien iutter mehr zum
D«L«srchbruch,er ist sehr elegasnt und geschmeidiig und trägt das
Haar nett gewellt. Der andere hat einen knappen Scheitel,
einen bsarbarischen Durchzieher im Gesicht und natürlich ein
Einglas — das ist der Deutsche. Eins hab-en sie gemeinsam, sie
lieben beide dieselbe Frau.
»Mit viel Gemeinheit — er verleumdet den jüngeren

Bruder — weiß der Monokelmann die Frau für sich zu
ewinnen. Und diann geht es flott weiter: Kriegsausbr-uch.

ilhelm Il. Aufruf An mein Volk (Großaufnahme). Freude
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im Grsasfenschloßmit Sekt und Trinkspruch zum Bismarckbilid
(Großaufnahme). Murren im Volk — ein wütend grober
Dorfpolizist mit Pickelhaube und gesträubten Schnurrbart-
spitzen, der dsie Leute in den Krieg treiben muß. Im Schloß
sgibt es inzwischeneine Kriegstrauunig, und gleich nachher merkt
die junge Frau plötzlich,daß sie nicht zu ihrem Manne, über-
haupt nicht zu den Deutschen paßt.
»Vier Jahre Krieg werden kühn über-sprungen Man be-

gnügt sichbillig damit, anzudeuten, wie ein gemeiner deutscher
Gutsinsspektor das Volk schikaniert und wehrlose Frauen bru-

talisiertz »und wie die schöne junge Gräfin den Dorfkindern
beibrin t, daß die Scholle, auf der sie leben, gestohlen sei
und daßsie bald wie-der polnisches Land werd-en würde.

»Dann eine Szene in irgendeinem deutschenGeneralstab.
Man legt den hohen deutschen Offizieren Worte in den Mund
wie ,Wir sind besiegt oder Deutschland ist geschlagen’.
Und während nach dem Text dsie Auflosung da ist,
versieht in der Ostsee ein U-Boot

, seinen schweren
Dienst. Den Befehl führt der ältere

» Bruder, der

jüngere ist sein Offizier. Ein Dampf-er kommt »inSicht und

wir-d von den Deutschen unbarmherzig torpediert, nachdem
nur unmittelbar vor-her ein Warnungsschuß abgegeben
worden war. Kommt esin seindslichesFlugzeug (1918 in der

Ostsee?) wird schnell getaucht. Oh,«wiefeig! Aber dann kommt

wieder ein Dampfer ins« Sehfeld. Der muß natürlich ohne
Warnung torpediert werden. Was sollten die barbzarischen
Deutsche-n denn sonst tun! Aber da kommen dem 1ungeren
Bruder Bedenken, er will sich auflehn-en. Und die Mannschsaft
ist mit ihm, die meuterndsen Matrosen zusammen mit dem
Grafensohin gegen dessen Bruderl Und der Jüngeremuß sich
bei-ehren lassen, daß ein deutscher Offizier seine Befehle-aus-
führt bis zum letzten Atemzuge. Mit dser Waffe in der hand
schafft sich der Kommundant Respekt,aber wie der·Torpedo
abgeschossenwer-densoll, gibt in seiner Barmherzigkeit der



andere dem Boot eine Wendusng und man sitzt Mk- Dte MOUJS
Will sich auf ihn stürzen, aber der Kommandant setzt sich fsnr
feinen Bruder ein und bezahlt das mit dein Leben.

»Auf dem Grafen-schloßwüten inzwischen betrunkene

deutsche Offiziere (!). Bis der Ueberlebende gerade nochzur

rechten Zeit kommt, um die Schwägerin aus den Hand-en
einer betrunkenen Sol-datesta zu retten« UND dann fleht ek

ein, daß er gegen das Volk seiner Mutter, das Ia auch das
Volk seiner Geliebten ist, nicht kämper NUM- DUS VcUck semek

Mutter in ihm hat endlich doch gesiegt, er hat die deutsche
Osfiziersunisorm von sich ge.worfen.«

»Man erinnert sich, wenn man diesen Bericht über den
spezifischpolnischen »Windvom Meere« liest, an e i n Wort
des MarschallsPilsudfki, das lautet: »Der Berleuin-
dsung als einer politischenMethode entgegenzuwsirkem ist eine
unserer schwierigstenvolkiichen Aufgaben, ist eine große
Sache, zu der sich Polen aufrafsen muß, wenn es eine große
Kraft sein will.«

Ein mitzaliiiiter putithveriutli in Estland

.

Wir gabenunsere Leser wiederholt darauf hingewiesen,
daß die tellung der Regierung P»ats-«Laido·ner in

Estland keineswegs so fest it, wie die estnifcheregierungs-

reundliche Presse und die nhanger des im Lande herr-
schendenSystems das wahrhaben wollen. Wir haben
mehrfach festgestellt, daß die

innerpolitischeLage Estlands
weit davon entfernt ist, konsolidiert zu ein, daß unter der
vom autoritären Regime erzwungenen äußerlichen Ruhe
und Ordnung Kräfte am Werke sind, die einen Wechsel in
der Staatsführung herbeiführen wollen. Wir haben endlich
nach der im November des Vorfahres erfolgten Flucht des

Führers der unterdriickten Freiheitskämpferbewegung,
Sirk, aus dem Revaler Gefängnis die Vermutung
ausgesprochen, daß nunmehr mit einer lebhafteren Tätigkeit
der damals bereits illegalen Bewegung zu rechnen sei.

Es liegt in der Natur der Dinge, daß politis e Vor-

gänge, die in irgendeiner hinsicht geeignet wären, e ne der-

artige Aktivierung der in die Jllegalität gedrängten Be-

wegung zu bestätigen, niemals den Weg in die estländische
Presse gefunden haben. Es mußte erst zu einem Ereignis
von größerem Ausmaß kommen, das nicht totgeschwiegen
werden konnte, um diese Zone des Schweigens zu unter-

brechen. Das ist nun geschehen. Nur für einen kurzen
Augenblickallerdings, doch genügte dieser vollkommen, um

das Land und die am Schicksal des Landes insbesondere
interessierten Nachbarländer aufhorchen zu lassen. Am
9. März d. Js. ab die estländifche Regierung amtlich
bekannt, daß die orbereitungen zu einem Freiheits-
tCmpfekputsch aufgedeckt seien und die Behörden
enkkglschdUkchgegriffenhätten, um die en Putschversuch im

KUMO zU ersticken. Die amtliche erlautbarung hatte
folgenden Inhalt:

"

«Jn der letzten Zeit hatte die Polizei Grund zu der

Annahine, daß ein Teil der Anhänger der verbotenen, von

General Larka und Rechtsanwalt Sirk

geführten
Be-

wegung eine illegale Organisation ins Leben geru en hätten
mit dem Zweck, zu einem geeigneten Zeitpunkt eine

Aktion zum gewaltsamen Umstur der be-

stehenden Staatsordnung durchzuführen. An-

gaben hierüber wurden der Polizei u. a. auch von eini en

ehemaligen führenden Mitgliedern der verbotenen e-

wegiing gemacht. Auf Grund des so gewonnenen
Materials leitete die Polizei dieser Tage eine Untersuchung
ein. Das Ergebnis war, daß die Bewegung inzwischen in

mehrere Gruppen und-Strömungen zer-

fa l l e n war, die sich gegenseitig bekämpften, und von denen

iede ihre eigenen Sonderzwecke verglgteAuf die inneren

Auseinondersetzun en ist es nach usfassung der Behörde
zurückzuführen,dagdie Führer der einen Gruppe die andere

Gruppe der Polizei verraten haben. Als die Bewegung
noch legal war, waren die Mitglieder zum Teil in Gliede-
rungen militärischen Charakters zousammengefchlossenNach
dein Verbot sind einige dieser Glie erungen wiederaufgestellt
tpvkden·.Die Befehle und Richtlinien hierzu gingen von

MJek Illegalen Zentralstelle aus, die von ehemali en

Führern der verbotenen Bewegung gebildet wurde. ie

Organisationvon militärähnlichen Verbänden wurde seitens
der Leitung mit der Notwendigkeit begründet, die Anhänger
der Bewegung in geschlossenen Formationen für eine
etwqi e Aktion bereitzu»halten.Die Versbände waren nach
den einzelnen Landesteilen gegliedert, genau wie vor dem

Verbot der Bewegung. Aus jedem geschlossenen Verbande
wurden S o n d e r g r u p p e n ausgeschieden, die für den
unmittelbaren Einsatz bei einem ymfturzverfuch bestimmt
waren. Es bestand die Absicht, wahrend des Kampfes um

die Machtergreifung vor Attentaten gegen führende Per-

sönlichkeiten »der Staatsregierung keineswegs zurück-
·zuschrecken.Die Aktivistenbildeten den zur Tat drängenden
Kern der Organisation. Sie waren mit dem langsamen
Verlauf der von der illegalen Zentralleitung unter-
nommenen Aufstellung geschlossener Formationen nicht ein-

verstanden und verlangten ein energisches Vorgehen. Nach
bisher vorhandenen Angaben haben Aktivistengruppen in

Reval und in Dorpat bestanden. Der Erfolg ihrer Wirksam-
keit war jedoch nur gering. Jn der allerletzten Zeit haben
die Aktivisten damit begonnen, sich mit Waffen, in erster
Linie init handgranatem zu versehen.« Usw.

«

Diese amtliche Veröffentlichungerfolgte am 9. Mär .

Seitdemwird man in den Spalten der estländischenPresse
vergeblich nach weiteren Meldungen über den unterdrückten
Putsch und das Schicksal der Verhafteten suchen. Es herrscht
wiederum undurchdringliches Schweigen. Was hat sich nun

in Estland abgespielt? Der amtliche Polizeibericht zeigt
VIsensichtlichdas Bestreben, die ganze Angelegenheit mög-
lichst zu bagatellisieren. Ferner wird die im Lager der

Freiheitskämpferangeblich bestehende Spaltung stark in den

Vordergrund gerückt. Ja," die Polizeimeldung stellt sogar
die

Behauptungoauf, daß die Ausdeckung der PUtichs
vorbereitungen urch Verrat aus den eigenen Reihen der

Freiheitskampfer ermöglicht wurde. Wenn auch die

Jllegalitat einer Bewegung erwiesenermaßen einen außer-
ordentlich gunftigen Nährboden für allerhand Sonder-

bestrebungen und Zerfallserscheinungen abgibt, so muß
dennoch in diesem Zusammenhang daran erinnert werden,
daß die geheimen Staatspolizeien der östlichen Randstaaten
samt und sonders als Nachfolgeorganisationen der Geheim-
polizei und Gendarmerie des rusfifchen Zarismus anzusehen
sind. Diese Behörden sind von Männern aufgebaut, die einst
in kaiserlich-russischen Diensten gestanden haben und daher
mit Tradition und Methoden des russischen Polizeidienstes
bestens vertraut sind. Man muß sich hierbei vergegen-
wärtigen, daß Spitzeltum und Provokation im alten Rußs
land zu den gebräuchlichsten Kampfmitteln gegen
regierungsfeindliche politische Strömungen gehörten.

Die amtlichen Mitteilungen über die verzweigte und

reich egliederte Organisation, über gefchlossene Verbände,
über ktiviftengruppen, die mit Waffen und insbesondere
Handgranaten versehen sind, läßt darauf schließen, daß es

sich hier um etwas mehr handelt, als um einen toll-

kühnen Ausbruch einiger politischer Wirrkäspfe· Das be-

stätigt auch der hinweis auf die im Lande vorhandene
illegale Zentralleitung der Bewegung. Es- liegt Grund zu
der Annahme vor, daß die Polizeiaktion ein Fehlschlag war,

und daß die überwiegende Mehrheit der Aktivisten es ver-

standen hat, sich und ihre Ausrüstung dem polizeilichen
Zugriff zu entziehen. Von einer endgültigen
Unterdrückung der Bewegung durch di «

Polizeiaktion vom 9. März kann kaum die
Rede sein, und die bestehende estländische
Staatsgewalt ist vor unliebsamen Ueber-
raschungen auch in Zukunft keineswegs
s ich e r. Rbs.

.
,.Zeilfchrift für ofieiiropäischesRecht«

·

Jn einein Bericht über das Osteuropa-Jnstitust in Breslsuu
(,,Ostla-nd«Nr. 5, Seite 56) ist versehentlichdie Rede davon ge-
wesen, daß die Rechtsabteilung des Institutes die »Zeitschrift
für Ostrecht««herausgebe. Es muß heißen ,,Z e i t s chr i ft l Ü r

o it e u ro,p a· i i che I·R·e cht«. Diese letztere Zeitschrift hat
wederpersfonellnochhinsichtlichihrer grundsätzlichenEinstellusng
mit der --Zelkschklftsur Ostr-echt«,die ihr Erscheinen eingestellt
hat, etwas zu tun.
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Das Institut stir Diteiiroviiisihe Wirtschaft
An der Königsberger Universität bestand schon während

des Weltkrieges eine wissenschaftlicheForschungsstellesur
die ostdeutschen Fragen, das Institut sür Ostdeutsche Wirt-

schaft. Nach Abschluß des Weltkrieges wurde es natur-

gemäß besondere Aufgabe dieses Institutes-«die wirtschaft-
lichen Folgen derVersailler Grenzziehung sur den deutschen
Osten wissenschaftlich zu untersuchen, und im Zusammen-
hang damit, sich auch mit der wirtschaftlichen Struktur und

der Wirtschaftsentwicklung der Deutschland »be·nachbarten
Staaten des Baltikums und Polens zu beschaftigen. Aus
diesem Auslandsreferat des Instituts für Ostdeutsche Wir-t-

schaft istdann im vergangenen Ialzre mit der Neuregelung
und Aiifgliederung des Instituts fEurOstdeutsche Wirtschaft
eine eigene wissenschaftliche orschungsstelle heraus-
gewachsen: das Institut für Osteuropäische
Wirtschaft am Staatswissenschaftlichen In-
stitut der Albertus-Universität. Das«Institi·it,
umfaßt drei

hauptrekeratndie p olnisch e Abteilung, die
Abteilun für die altischen Staaten und die rus-
sisch e Zlbteilung

« »

. Ziel der Arbeiten des Instituts fiir Ost-
europäische Wirts ast ist einmal, den Stiidierenden an der

Reichsuniversität önigsberg die Möglichkeit zu geben, die«
osteuropäischen Wirtschaftssragen und. mit ihnen im Zu-
sammenhang auch die politischen Probleme des Ostens
kennen zu lernen und wirtschaftlich zu durchdringen. Der

Charakter des Instituts als Lehrstelle wird insbesondere
dadurch gesichert, daß der Direktor des Instituts, Professor
Dr. Ob erländer, und seine wissenschaftlichen Mit-
arbeiter in den Lehrbetrieb der Königsberger Universität,
insbesondere für ostwirtschaftliche Fragen, eingeschaltet sind.
Ueberdies ist das Institut Zentralstelle sur wissen-
schaftliche Exkursionen solcher Studierenden, die

sich intensiv für die wirtschaftlichen Probleme der ost-
deutschen Nachbarstaaten interessieren. So ist kürzlich eine

erfolgreiche Exkursion nach Danzig und Gdingen vom In-

stitutdurchgeführt worden, und für das Sommer-Semester
ind mehrere Exkursionen nach Polen in Aussicht genommen.

Mindestens ebenso bedeutungsooll wie diese Lehrtätig-
keit ist die wissenschaftliche Forschungs-
arbeit, die in recht beträchtlichem Umfange bereits ein-

geleitetworden ist. Ziel dieser Arbeit soll sein, auf Grund
er im Institut vorhandenen und hier laufend gesammelten

Materialien über besonders wesentliche ostwirtschaftliche
Fragen wissenschaftlich notwendige Untersuchungen an-

zustellen. Als die beiden ersten Veröffentlichungen der

Schriftenreihe des Instituts für Osteuropäische Wirtschaft
sind im Berlage Volk und Reich, Berlin, zwei Bücher
herausgekommen, von denen das eine von Dr. Karl M a i n z
die Entwicklung des polnischen Außenhandels, das andere
von Dr. Seraphim die Handelspolitik Polens zum
Gegenstand hat« Eine Reihe weiterer Editionen wird im
Laufe dieses Jahres folgen.
Außer dieser Editionstätigkeit hat das Institut für Ost-

europäische Wirtschaft aber besonderen Wert darauf gelegt,
auch materialmäßig Zentralstelle wissen-
schaftlicher Forschungsarbeit aus wirtschaft-
lichem Gebiet, insbesondere für Polen und die baltischen

Ein saiifter Tod erlöste am 26. März unsere geliebte
Mutter, Schwiegeriiiiitter, Großmutter nnd Urgrosziniitter

Augusic Haus, arb. Kreiiiiii
im Alter von 78 Jahren von ihrem schweren Leiden.

In tiefstem Leid traiiern um die Entschlafense ihre
Kinder:

Arthur Paul und Frau, Magdebiirg.
Oskar Paul, Kiistrin. .

Eriih Paul und Frau, Hamburg. [Nordfee.
Georg Gaseroiv und Frau Hcrthch geb. Paul, Wangerooge
Kathe am Zehnhasf, geb. Paul, Wilhelmshaven.
HelmuthPaul uiid Frau, Forsthaus Düngel (Hann.).
Kurt Bahme und Frau, geb. Paul, Wilhelnishaveii,«
und alle Anverwandten
Die Beerdigung findet am 29. März 1935 iii Wilhelnishaven statt.
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Staaten, zu sein. Zu dem Zweck ist ein früher schon·"be-
stehendes Zeitungsarchiv systematisch ausgebaut
worden. Es umfaßt die Staaten Eftland, Lettland, Litauen
und Polen, in etwas beschränkterem Maße die russischen
Probleme. Insgesamt sind mehr als eine halbe Million
Archivausschnitte gesammelt, und zwar ist besonderer Wert
darauf gelegt, nicht nur eine Materialsammlung herzustellen,
sondern das gesammelte Material nach seiner Bedeutung
und seiner Verwertbarkeit zu gruppieren und laufend zu
ergänzen bzw. aus dem Material besonders wesentliche
Ergebnisse herauszuholen. Diesem Ziel dienen die U eb er-

setz un g s r eferate, die jeder Abteilung des Instituts
angegliedert sind. Diese Arbeiten werden im Einvernehmen.
mit anderen solche Uebersetzungen und Auszüge machenden
Institutionen durchgeführt. Neben dem Zeitungsmaterial
ist vor allem auch das Zeitschriftenmaterial sowie
die Beschaffung sämtlicher bedeutungsooller wirtschaftlicher
Zeitschriften der Oststaaten sowie der laufenden Ver-
öffentlichungen der statistischen Aemter,
handelskammern und anderer wirtschaft-
licher Grem ien durchgeführt. Schließlich ist in der
B i b l i o t h ek des Instituts auch die wesentlichste Literatur
über Polen und die baltischen Staaten zusammengestellt,
und es ist insbesondere durch Anlage umfangreicher
Karteien dafür Sorge getragen, daß hier eine Zentralstelle
geschaffen ist, in der sämtliches bibliographisch wichtige
Material speziell wirtschaftlichen Charakters erfaßt ist.

Auf diese Weise ergibt sich die Möglichkeit, einmal

Materialzusammenstellungen und Uebersetzungen, zum
anderen auch giitachtliche Aeußerungen und Denkschriften
über einzelne besonders aktuelle und wichtige Fragen ost-
wirtschaftlicher Art im Bedarfsfalle zu erteilen. Diese In-
formations- und Berichtstätigkeit des Instituts nimmt
einen beträchtlichenUmfang innerhalb der Gesamtarbeiten ein,

umal auch versucht wird, durch Anlage von wirt-

schaftlichen Konjunkturkartotheken einen

ständigen Ueberblick über die wichtigsten koniunkturellen
Entwicklungserscheinungen zu gewinnen und auf Grund

dieses Materials Berichte, Auskünste und Insormationen
zu geben.

Das Institut für osteuropäische Wirtschaft, das von

Prof. Dr. O b e rlä n d e r geleitet wird, und dessen pol-
nisches Referat von Dr. Seraphim, dessen baltisches
von Dr. G rimm und dessen russisches von Dr. M entz el
verwaltet wird, hat gerade im Laufe des letzten Iahres

BeinenAufgaben- und Forschungskreis stark erweitert, so
aß es in der Lage war, nicht nur Planungen und Vor-

bereitungen für künftige Arbeiten in die Wege zu leiten,
sondern auch konkrete, ihm gesetzte wirtschaftlich wichtige
Aufgaben durchzuführen, und zwar sowohl auf dem Gebiet
rein wissenschaftlicher Forschung wie aus dem Gebiet fach-
licher Orientierun interessierter Personen und Vereini-

ungen. Die erbindung zwischen wissenschaftlicherzorschungsarbeitund Sammlung und . Auswertung von
Informationsmaterial ist bewußt Ziel des Instituts für
osteuropäischeWirtschaft, da auch die wissenschaftliche Arbeit

landschaftsgebunden sein soll und mit den praktisch gestellten
Gegenwartsaufgaben in unauflöslicherVerbindung steh-enmuß.

Zahlen zur Lage im oberschlesischen Industriegebiet
Im Austrage der kommunalen Interessengemeinschaft für
das oberschlesische Industriegebiet herausgegeben von Dr. F.
R o m p e. Beuthen OS., Landratsamt. 47 Seiten. 2 Mut-. —

Das heft bildet eine Fortführung der im vergangenen Iahre
erschienenen Schrift »Aus Verwaltung und Wirt-
schaft des oberschlesischen Industrie-

Ze
b i e t s«. Es soll, wie diese Schrift, in erster Linie··zur

nformation der Verwaltungsstellen dienen. Daruber

hinaus aber bietet es auch für die Presse und alle. anderen
interessierten Stellen eine Fülle statistischen Materials uber
die Bevölkerungs-, Wirtschafts- und ozialen Verhaltnisse
des oberschlesischen Industriegebietes. as vorliegendeheft
ist das erste einer fortlaufenden, vierteljährlich»erscheinenden
Reihe, eine nützliche und dankenswerte Einrichtung, durch
die sonst· nicht oder nur schwer u erreichendesMaterial
über dieses an Problemen·aller rt so reichen Industrie-
reviers an der Grenze zugänglich gemacht wird.


